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    I 
Lob & Preis

      Gute Nachrichten sind selten; deshalb empfiehlt es sich, mit ihnen anzufangen, auch wenn jeder ordentliche Reporter natürlich die schlechten bevorzugt. 

      Das Wichtigste zuerst: Es gibt nur wenige Jahrzehnte in der Geschichte unseres Erdteils, in denen der Friede geherrscht hat. Zwischen den Staaten, die der Europäischen Union angehören, ist es seit 1945 zu keinem einzigen bewaffneten Konflikt mehr gekommen. Fast ein ganzes Menschenalter ohne Krieg! Das ist eine Anomalie, auf die dieser Kontinent stolz sein kann. 

      Aber auch über eine Reihe von Annehmlichkeiten, bei denen es nicht um Leben oder Tod geht, können wir uns freuen. Sie sind inzwischen so selbstverständlich geworden, daß sie uns kaum noch auffallen. Personen, die jünger als sechzig sind, können sich nicht daran erinnern, wie mühsam es nach dem Zweiten Weltkrieg war, ein benachbartes Land zu betreten. Ohne einen langwierigen bürokratischen Kampf war an eine Auslandsreise nicht zu denken. Wer eine Grenze überschreiten wollte, hatte beglaubigte Einladungsschreiben vorzulegen, Visumanträge in dreifacher Ausfertigung auszufüllen, um Aufenthaltsgenehmigungen zu ersuchen, komplizierte Devisenbestimmungen und ein Dutzend anderer Hürden zu überwinden. Wollte man ein Buch aus dem Ausland beziehen, so war dazu eine umständliche Prozedur beim Hauptzollamt nötig. Erwartete man eine Überweisung aus Frankreich oder wollte man eine Rechnung in Spanien bezahlen, so kam dies einem Hoheitsakt gleich, der ohne eine Ansammlung von amtlichen Stempeln nicht vollzogen werden konnte. Heute ist das alles nur noch eine verblassende Erinnerung. Wer einen Paß der meisten Mitgliedsländer besitzt, kann wohnen, wo er will, ohne bei Ausländerbehörden Schlange zu stehen, um eine Aufenthaltsgenehmigung oder eine Arbeitserlaubnis zu erlangen. Es ist sogar, mit wenigen Ausnahmen, möglich geworden, ein elektrisches Gerät anzuschließen, ohne ein Arsenal von diversen Adaptern im Koffer mitzuführen. Auch viele Transaktionskosten sind in Europa, sehr zum Leidwesen der Wechselstuben, erheblich gesunken.

      Kurzum, der Prozeß der europäischen Einigung hat unseren Alltag zum Besseren verändert. Ökonomisch war er lange Zeit derart erfolgreich, daß bis heute alle möglichen und unmöglichen Beitrittskandidaten an seinen Pforten um Einlaß bitten. 

      Ferner muß man es unseren Brüsseler Beschützern danken, daß sie nicht selten wacker vorgegangen sind gegen Kartelle, Oligopole, protektionistische Tricksereien und unerlaubte Subventionen. Die Telephontarife! Die kleingedruckten Vertragsklauseln, mit denen arglose Konsumenten getäuscht werden sollen! Der Schutz der Nichtraucher! Die Abzocke am Geldautomaten! Die Union wacht darüber, daß hier Klarheit geschaffen wird. 

      Eine mühselige Arbeit, die sich nicht von selbst versteht. Denn die nationalen Regierungen haben sich immer wieder gern von den weltweit agierenden Riesen der Pharma-, Energie-, Finanz-, Lebensmittel- und Kommunikationsbranche über den Tisch ziehen lassen. Das sind Gegner, die über enorme Geldmittel verfügen. Sie kämpfen mit harten Bandagen um ihre Monopolgewinne, drohen mit dem Verlust von Arbeitsplätzen und haben es in der Kunst der Steuerflucht zum Virtuosentum gebracht. Kein einzelnes Land ist heute mehr in der Lage, ihnen die Stirn zu bieten, ihren Erpressungsversuchen zu widerstehen und sie gelegentlich sogar zu bestrafen. 

      Auch um andere Probleme, die nur gemeinsam zu lösen sind, hat sich die Europäische Union verdient gemacht. Seit Jahren versucht sie, ohne durchschlagenden Erfolg, dem lächerlichen Flickwerk ein Ende zu machen, das die Kontrolle des europäischen Luftraums zu einem gefährlichen Geduldspiel macht. Die sechsunddreißig verschiedenen Einrichtungen, die ihn überwachen, jede von ihnen mit anderen Verfahren und Techniken, werden jedoch bis heute von den militärischen und zivilen Instanzen der Mitgliedsländer mit rattenhafter Zähigkeit gegen jeden Vorschlag zur Bereinigung verteidigt. Diese Form der Flugsicherung kostet nicht nur über drei Milliarden Euro im Jahr, sie verschlingt auch Unmengen an Treibstoff und führt zu endlosen Staus und Verspätungen.

      Fatale Folgen hat auch der ewige Streit um die Fischfangquoten und die stets auf die lange Bank geschobene Endlagerung der radioaktiven Abfälle – alles Probleme, die keiner der Mitgliedsstaaten, für sich allein genommen, offenbar lösen kann oder will. Die Union hat aber auch noch ganz andere Vorteile zu bieten. Man wird in den entlegensten Ecken Europas auf Schilder stoßen, die verkünden, daß hier irgend etwas von der EU gefördert wird: der Bau einer Autobahn, einer Brücke, eines Gebäudes oder einer Forschungseinrichtung. Vor allem aber ist es die Landwirtschaft, die sich gewaltiger Subventionen erfreuen kann. Besonders die Großbetriebe werden aus dem größten Topf des Brüsseler Haushalts bedacht; für die Agrarpolitik stehen rund 59 Milliarden Euro zur Verfügung. Den zweitgrößten Platz nimmt mit 49 Milliarden die Regionalförderung mit insgesamt 455 Programmen ein. (Einen Wermutstropfen hat der Rechnungshof in diese Douceurs gemischt: Ihm zufolge sind zuletzt 36 % dieser Projekte unter falschen Voraussetzungen gefördert worden.) 

      Dennoch handelt es sich insgesamt um Wohltaten, die sich sehen lassen können. Sollte man also den Brüsseler Wächtern zu den schönen Resultaten gratulieren, die sie, den eifersüchtig gehüteten »nationales Interessen« zum Trotz, auf vielen Gebieten erzielt haben? Unbedingt nötig ist das nicht; denn diese Mühe nehmen uns die europäischen Behörden gerne ab. 

    
    II  
Sprachregelungen

      Bekanntlich gibt es keine Regierung, die ohne Propaganda auskäme, auch wenn dieser Begriff nicht gern gehört wird; man spricht heute lieber von »verbesserter Kommunikation«. Auch die Europäische Union läßt es daran nicht fehlen. Schon vor Jahren hat sie kräftig in Werbefilme und Internetportale investiert. Mit fünf Millionen Euro jährlich subventioniert sie den Sender Euronews und mit sechs das weithin unbekannte Radionetzwerk Euranet. Auch das Europaparlament gönnt sich einen eigenen Fernsehkanal namens Europarltv, den es sich zehn Millionen kosten läßt, obwohl er nur wenige Zuschauer hat. Vieles, was es dort zu sehen und zu hören gibt, erinnert an Hofberichterstattung. Die Selbstkritik ist nicht die starke Seite unserer Wächter. 

      Die Kommission versteckt gewohnheitsmäßig die nationalen Beiträge zum EU-Haushalt in ihrem Budgetbericht, »weil Antieuropäer die Zahlen mißbrauchen könnten«. Wer zuviel darüber wissen will, gilt als Feind. Der Fédération de la Fonction Publique Européenne, einer Interessenvertretung der Beamtenschaft, die sich nach Brüsseler Brauch mit dem Akronym FFPE schmückt, geht die Geheimniskrämerei noch nicht weit genug. Sie hat unlängst in einem offenen Brief gefordert, daß die Kommission eine »mit den notwendigen Mitteln ausgestattete Spezialzelle« einrichten möge, »um auf all die schändlichen Attacken zu reagieren, die das Personal der EU zum Prügelknaben machen«. Schuld an solchen verleumderischen Angriffen seien »von antieuropäischen Lobbys gelenkte Medien«.

      Dieses ganze PR-Theater verdankt sich nicht nur der gekränkten Eitelkeit der Beamtenschaft. Es dient auch dazu, einen endemischen Mangel des Integrationsprojektes zu kompensieren. Denn es ist eine schmerzliche, aber unbestreitbare Tatsache, daß bis auf den heutigen Tag eine europäische Öffentlichkeit, die diesen Namen verdienen würde, nicht existiert. In der Sphäre der Medien ist immer noch jedem Land das Hemd näher als der Rock. Auch deshalb sind die Auskünfte, die uns aus Brüssel erreichen, nur mit Vorsicht zu genießen: je dünner die Legitimität, desto dicker der Glibber der PR.

      In dieser ungemütlichen Lage wächst für die Behörde die Versuchung, die Meinungsbildung selbst in die Hand zu nehmen. Hierzu leisten, im Gegensatz zu Wahlen oder gar Abstimmungen, die allen, die an der Macht sind, eher lästig fallen, Umfragen gute Dienste, wenigstens solange ihre Ergebnisse so ausfallen, wie es dem Auftraggeber gefällt.

      »Die Lösung ist mehr Europa«, tönt es aus dem Büro der Vizepräsidentin, der die Kommunikation besonders am Herzen liegt. Sie beruft sich auf die Ergebnisse einer Umfrage, die sich Euro-Barometer nennt und in ihrem Auftrag zweimal jährlich erhoben wird. Sie sind für die Kommission sehr günstig ausgefallen. »92 Prozent stimmen der These zu, daß die Arbeitsmärkte modernisiert werden müssen und daß die Unterstützung Armer und sozial Ausgegrenzter Vorrang hat. 90 Prozent wollen eine Wirtschaft, die weniger Rohstoffe verbraucht und weniger Treibhausgase verursacht.« Ein traumhaftes Ergebnis, das sich sicher noch steigern ließe, hätte man die Leute gefragt, ob sie für Krieg oder Frieden, für Siechtum oder gute Gesundheit und für Lohndumping oder für kräftige Tarifabschlüsse eintreten möchten.

      Weniger triumphal sieht es aus, wenn man anderen demoskopischen Auskünften glaubt. Danach sehen nur noch 49 % der Europäer die Mitgliedschaft ihres Landes positiv, und nur noch 42% der Bürger schenken den EU-Institutionen ihr Vertrauen.

      Das liegt nicht zuletzt an dem Sprachgebrauch, der dort herrscht. Selbst der Vertrag von Lissabon, ein Verfassungs-Ersatz, der als Rechtsgrundlage der Union dient, zeichnet sich dadurch aus, daß seine Lektüre auch den gutwilligsten europäischen Bürger vor unüberwindliche Schwierigkeiten stellt. Er gleicht einem unpassierbaren Drahtverhau. Abschnitte wie der folgende können nur der Abschreckung dienen:

      »Im gesamten Vertrag werden die Worte ›Gemeinschaft‹ oder ›Europäische Gemeinschaft‹ ersetzt durch ›Union‹, die Worte ›Europäische Gemeinschaften‹ oder ›EG‹ oder gegebenenfalls ›Europäische Wirtschaftsgemeinschaft‹ durch ›Europäische Union‹, der Wortbestandteil ›Gemeinschafts‹- durch ›Unions‹- und das Adjektiv ›gemeinschaftlich‹ durch ›der Union‹, außer in Artikel 299 Absatz 6 Buchstabe c, wo der Artikel 311a Absatz 5 Buchstabe c wird. In Artikel 136 Absatz 1 betrifft die vorstehende Änderung nicht das Wort ›Gemeinschaftscharta‹.«

      Daß es selbst Verfassungsjuristen schwerfällt, diese Prosa zu verstehen, kann kein Zufall sein. Leider ist anzunehmen, daß dies ganz im Sinne ihrer Urheber ist. Als in Irland 2008 über den Vertrag abgestimmt werden sollte, meinte der Ire Charlie McCreevy, der das Land in der Kommission vertrat, von den 4,2 Millionen Einwohnern hätten kaum 250 das Werk gelesen, und nicht einmal 25 von ihnen hätten es verstanden. Der Ausgang des Referendums ist bekannt.

      Ein Vergleich mit dem Text der amerikanischen Verfassung zeigt, daß hier nicht nur mit der Sprache Schindluder getrieben wird. Schon der schiere Umfang des Dokuments spricht für sich. Es ist über 200 Seiten stark und wurde nur übertroffen von dem gescheiterten Verfassungsvertrag von 2004, einem Wälzer von 419 Seiten. »Dagegen unser Europa!« heißt es bei Gottfried Benn. »Viel Nonsens, Salbader: ›Die Wahrheit‹, Lebenswerk, 500 Seiten – so lang kann die Wahrheit doch gar nicht sein!«

      Andere Sprachregelungen überraschen durch ihre historische Taubheit. Die Exekutive der Union, die darüber hinaus in fast allen Bereichen das alleinige Initiativrecht für die Rechtsetzung besitzt und als »Hüterin der Verträge« die Einhaltung des Europarechts durch die Mitgliedstaaten überwacht, besteht nicht aus Ministern, sondern aus Kommissaren. Man darf bezweifeln, ob den Erfindern dieses Begriffs aufgefallen ist, welche Assoziationen sich in Europa mit ihm verbinden. Abgesehen davon, daß man darunter in manchen Ländern einen ermittelnden Polizisten versteht, handelt es sich um eine politisch schwer belastete Amtsbezeichnung. Volkskommissare gab es zwischen 1917 und 1946 in der Sowjetunion; politische Kommissare sorgten in der Roten Armee für die Einhaltung der Parteilinie; Reichskommissaren wurden in Deutschland von 1871 bis 1945 große Machtbefugnisse übertragen, und nach dem Überfall auf die Sowjetunion hielten von 1941 bis 1944 die Reichskommissariate Ostland und Ukraine das Heft in der Hand. Daß die Gründer der Union sich auf diese ebenso naheliegenden wie ominösen Erinnerungen nicht besonnen haben, spricht natürlich nicht gegen ihre wohlmeinenden Absichten; es zeugt nur von ihrer Geschichtsvergessenheit.

      Merkwürdige Töne schlagen auch Verlautbarungen der Behörde an, die sich, wie der folgende Text, durch ihren autoritären Duktus auszeichnen: »Die Durchsetzungsmaßnahmen direkt nach der Inkraftsetzung der Rechtsvorschriften sind entscheidend für deren Erfolg und für den Erfolg der zukünftigen Überwachung und Durchsetzung … Sobald die aktive Durchsetzung beginnt, wird … empfohlen, eine aufsehenerregende Strafverfolgung zu betreiben, um die abschreckende Wirkung zu verstärken.« Diese Drohungen stammen nicht, wie man vermuten könnte, aus der Kriegssonderstrafrechtsverordnung des Deutschen Reiches aus dem Jahr 1938 oder aus dem Arsenal der hingeschiedenen DDR, sondern aus einer ganz harmlosen Empfehlung des Rates der Europäischen Union, die sich im interinstitutionellen Dossier Nr. 2009/0088 findet und sich auf insgesamt 24 Seiten schlicht und einfach um rauchfreie Umgebungen bemüht zeigt. Die Kommission erklärt, daß sie sich gezwungen sieht, zu drakonischen Mitteln zu greifen, da sich »freiwillige Regelungen auf nationaler Ebene als unwirksam erwiesen haben«. 

      Ihre Anstrengungen sind nämlich auf »die Verbesserung der Gesundheit der Bevölkerung, die Verhütung von Humankrankheiten und die Beseitigung von Ursachen für die Gefährdung der menschlichen Gesundheit gerichtet«. Dagegen kann nur etwas einzuwenden haben, wer vom Todestrieb besessen ist. Es gibt in Brüssel einen eigenen Kommissar, der sich allerdings nicht nur um solche Fragen kümmert. Daß er Dalli heißt, mag ihn beflügeln, tut aber nichts zur Sache. Auch daß er Zigaretten, wie einst pornographische Bücher oder Kondome, nur noch in diskreter Verpackung und unter dem Ladentisch verkauft sehen möchte, um die sittlich gefährdeten Europäer vor sich selbst zu schützen, erinnert zwar an die Zeiten des Absolutismus, an die sexuellen Zwangsneurosen der katholischen Kirche und an die »Bückware« der hingeschiedenen DDR, verwundert aber kaum. Verblüffender ist jedoch, daß er von 650 000 Europäern spricht, die, wie er meint, Jahr für Jahr durch das Rauchen getötet werden. Das mutet wie ein statistisches Mirakel an; denn vor ein paar Jahren soll die Zahl genauso hoch gewesen sein, obgleich der Konsum des fraglichen Krautes seither drastisch gesunken ist. (Ein ähnliches Wunder hat die Kommission mit ihrer Kampagne gegen den Feinstaub vollbracht, als sie behauptete, diesem tückischen Feind fielen alljährlich 310 000 Bürger zum Opfer.) An ein generelles Verbot von Handfeuerwaffen und von Motorrädern, die bekanntlich ebenfalls die Mortalität steigern, hat die Kommission nicht gedacht. Lieber folgt sie in diesem Punkt dem Vorbild der Vereinigten Staaten von Amerika, wo man an jeder Straßenecke eine Maschinenpistole erwerben, aber keine Zigarette rauchen darf.

    
    III  
Die Marotten der Kommission  und die ihrer Kritiker

      Unsere Brüsseler Stellvertreter sind unbeliebt. Vom Ministerrat bis zur Kommission, vom Europäischen Gerichtshof bis zum allerletzten Referenten der Besoldungsgruppe AST 1 läßt ihr Ansehen zu wünschen übrig. Aber woher mag dieser Undank rühren? Woher kommt dieser Widerwille? Warum nur tun die meisten Mitbewohner des Kontinents alles, um ihren Treuhändern das Leben schwerzumachen? Die Zahl dieser Spielverderber dürfte bei mehreren hundert Millionen liegen. Verwundert faßt man sich in Brüssel an den Kopf und findet keine Antwort. 

      An den Einwänden der Störenfriede fällt auf, daß sie sich mit Vorliebe mit Nebensachen beschäftigen. Sie zielen eher auf die Symptome ihres Mißbehagens als auf dessen Ursachen. Dazu gehört die von den Medien geschürte Aufregung über den angeblich üppigen Aufwand für die Beamten der Union. Penibel werden die Privilegien und Vergünstigungen aufgezählt, die sie genießen. Die Generaldirektoren der höchsten Gehaltsstufe werden, wie es heißt, knapp doppelt so hoch entlohnt wie vergleichbare Beamte in Deutschland. 10 % ihrer Bezüge sind steuerfrei, ebenso wie die allfälligen Reisepauschalen, die Haushalts-, Kinder- und Erziehungsbeiträge. Wer nicht in seinem Heimatland arbeitet, erhält eine Auslandszulage von 16 %. Auch die Pensionsregelungen können sich sehen lassen. Mit spätestens 63 Jahren scheidet der normale Beamte aus dem Dienst, doch kann er auch schon mit 55 in den Vorruhestand treten. Von einem Insider aus der Kommission war zu hören, es gehe den derart Begünstigten so gut, daß man sie schon »mit Waffengewalt dazu zwingen müßte, aus Brüssel wegzuziehen«. 

      Das sind starke, vermutlich allzu starke Worte. Gehör finden sie vor allem bei allen, die denen »da oben« grundsätzlich mit einer Ranküne begegnen, die nicht von gestern ist. Sie beruht auf jahrhundertealter Erfahrung und läßt sich jederzeit leicht instrumentalisieren. Eine solche Kritik trifft nicht nur die grenzüberschreitenden Institutionen. Sobald in irgendeinem Land die Diäten der Parlamentarier oder die Bezüge der Ministerialbeamten erhöht werden sollen, ertönen dieselben neidischen Protestrufe. Kein Demagoge wird, solange er nicht selbst am Zuge ist, einen Gedanken daran verschwenden, daß die Beschäftigten jeder Administration, vom Referenten bis zum Regierungschef, überall um Zehnerpotenzen schlechter bezahlt werden als jeder x-beliebige Konzernmanager oder Investmentbanker, ganz zu schweigen von den allseits beliebten Schlagersängerinnen, Fußballprofis und Fernsehmoderatoren, denen es niemand übelnimmt, daß sie Millionen verdienen.

      Wie teuer sind unsere Brüsseler, Straßburger und Luxemburger Angestellten eigentlich? Ja, das ist schwer zu sagen. Schon ihre genaue Zahl steht nicht genau fest. In den Berichten der Presse schwankt sie zwischen 15 000 und 40 000. Das liegt wahrscheinlich daran, daß dort Beamte und andere Beschäftigte in einen Topf geworfen werden. Vielleicht sollte man sich an den Jahresbericht des Europäischen Rechnungshofes halten? Nach seinen Angaben liegen die Verwaltungskosten der EU bei 6 % des Gesamtbudgets. Das wären genau 8,2 Milliarden Euro. Andererseits behaupten Leute, die sich nicht nur in Brüssel, sondern auch in Österreich auskennen, die Verwaltung der Stadt Wien sei ebenso teuer wie die der Europäischen Union. Sie soll also mit 11,3 Milliarden Euro, etwa 10 % des Gesamthaushalts (2009), zu Buche schlagen. Das hört sich abenteuerlich an, solange man nicht bedenkt, daß eine Großstadt für allerhand zu sorgen hat, was die EU andern überläßt, wie ihre Müllabfuhr, ihre Sozialbehörden und viele andere Kostgänger. Offenbar liegt es an den Fallstricken der Statistik oder, weit schlimmer, in der Natur der Sache, daß alle administrativen Kostenrechnungen für den Steuerzahler ein Buch mit sieben Siegeln bleiben. Das allerdings gilt nicht nur für die Stadt Wien, sondern auch für die Behörden der Europäischen Union.

      Unter diesen Umständen möchte man die Brüsseler Beamten, statt ihnen Vorwürfe zu machen, eigentlich eher in Schutz nehmen. Es ist sicher kein Vergnügen, eine Sechzigstundenwoche in einem Klima von Unpopularität, internen Konflikten, Blockaden und Intrigen zuzubringen, gar nicht zu reden von dem berufsbedingten Realitätsverlust, der unvermeidlicherweise jeder politischen Klasse droht und der natürlich mit der geographischen Entfernung von den übrigen Einwohnern unseres Kontinents wächst. Es ist kleinlich und unangebracht, zu fordern, daß ein derart erbarmungswürdiges Dasein auch noch schlecht bezahlt werde.

      Ein weiterer Vorwurf, der gerne gegen »Brüssel« erhoben wird, wiegt viel schwerer. Das ist die Neigung der Kommission, sich in den Alltag der Europäer einzumischen. Ihr Regelungswahn, der viele Bürger in den Wahnsinn treibt, ist allerdings nicht schwer zu erklären. Wie Robert Conquest einmal bemerkt hat, verhält jede bürokratische Organisation sich so, als würde sie von den Geheimagenten ihrer Gegner geleitet. Diese Form der Selbstsabotage ist beklagenswert, aber kein Zufall; denn jede Ausdehnung ihrer Kompetenzen verspricht der Institution mehr Macht, mehr Geld und mehr Planstellen. Eine bessere Erklärung für viele Entscheidungen unserer europäischen Sachwalter hat bislang niemand vorgebracht.

      Schon heute nimmt die Union seit dem Vertrag von Lissabon folgende Zuständigkeiten für sich in Anspruch: Alles, was den gemeinsamen Markt betrifft; entscheidende Bereiche der Wirtschafts-, der Gesundheits-, der Industrie-, Regional-, Bildungs-, Renten- und Jugendpolitik. Umwelt, Klima, Energie, Forschung, Technologie, Verbraucherschutz, Einwanderung und Asyl, Zivilprozeßrecht, Strafrecht, Innere Sicherheit – da bleibt kein Feld unbeackert und kein Auge trocken. Zudem ist auch noch für eine ominöse »Flexibilisierungsklausel« gesorgt worden, mit der die Union sich bei Bedarf zur Ausdehnung ihrer Kompetenzen selbst ermächtigen kann. 

      Die zahllosen Beispiele sprechen eine deutliche Sprache. So werden dem, der mit einem Preßlufthammer arbeitet, Grenzwerte für »Hand-, Arm- und Ganzkörperschwingungen« vorgeschrieben. Auch über die Regeln für den Zahnersatz befindet die Kommission. Welcher Käse in Salzlake gereift ist, ist auf der Packung zu vermerken. Berühmt geworden ist der Fall der Gurkenverordnung (1677/88), die festschreibt, daß die Handelsklasse »Extra« dieses Gemüses nur in den Handel gebracht werden darf, wenn die Krümmung zehn Millimeter auf zehn Zentimeter Länge nicht überschreitet. Die Verbände einiger landwirtschaftlich geprägten Länder haben diese Kriterien nicht nur befürwortet, sondern auch heftig verteidigt. Erst nach zwanzig Jahren hat die Kommission sich bereit gefunden, sie ebenso abzuschaffen wie 25 andere der 36 Regeln, die sie für Bohnen, Blumenkohl und Melonen erfunden hat. Ob das auch für die Verordnung Nr. 2396/2001 gilt, müssen Berufenere ermitteln. In ihr wird festgelegt, daß »bei Lauch und Porree der Güteklasse I mindestens ein Drittel der Gesamtlänge oder die Hälfte des umhüllten Teils von weißer bis grünlich-weißer Färbung sein muß«; es sei denn, es handle sich um Frühporree oder Frühlauch; denn in diesem Fall »muß der weiße oder grünlich-weiße Teil mindestens ein Viertel der Gesamtlänge oder ein Drittel des umhüllten Teils ausmachen«.

      Das ist nicht die einzige Regel, die möglicherweise auf der Kippe steht. Auch andere bemerkenswerte Vorzeigebestimmungen, wie die Bananenverordnung und die Vermarktungsnorm für Äpfel, sind gefährdet. Was die Vorschriften für die Mindestgröße von Kondomen betrifft, deren »Länge nicht weniger als hundert Millimeter und die Weite nicht mehr als zwei Millimeter von der nominalen Weite abweichen« sollte, so hat die Kommission, vermutlich nach langem Ringen, ein Einsehen gezeigt. Die Länge von 16 Zentimetern jedenfalls ist nicht verpflichtend; sie wird nur dringend empfohlen. Der Kampf gegen den Rohmilchkäse und den Frankfurter Äpfelwein, Lebensmittel, die das Stirnrunzeln der Behörde verursacht haben, muß sogar als endgültig verloren gelten, weil sich die widerspenstigen Franzosen, ebenso wie die Hessen, in diesen Fällen zu lärmenden Protesten aufgerafft haben. Anzeichen dafür, daß der Behörde Zweifel an ihrer Allzuständigkeit gekommen wären, sind freilich nicht zu erkennen. Aus ihren kleinen Niederlagen irgendwelche weiterreichende Schlüsse zu ziehen liegt ihr fern. Die Produktion an weiteren Vorschriften blüht. 

      Ein schönes Beispiel für ihren Eifer bietet die »Verordnung des europäischen Parlaments und des Rates (EG) 244/2009 zur Durchführung der Richtlinie 2005/32/EG im Hinblick auf die Festlegung von Anforderungen an die umweltgerechte Gestaltung von Haushaltslampen mit ungebündeltem Licht«. Sie schreibt allen Europäern auf vierzehn engbedruckten Seiten vor, wie sie ihre privaten Räume zu beleuchten haben. Es ist schwer zu sagen, was hier obwaltet. Ist es Gewissenhaftigkeit? Ist es Schikane? Dummheit? Willkür? Oder die leicht sadistisch angehauchte Wollust des Befehlens und Verbietens? Das weiß niemand genau, auch diejenigen nicht, die dafür verantwortlich sind.

      »Wer hat an der Uhr gedreht?

      Ist es wirklich schon so spät?«

      Auch das hat man in Brüssel getan. Die Richtlinie des Europäischen Parlaments und des Rates 2000/84 sorgt dafür, daß ein paar hundert Millionen Leute zweimal im Jahr an sämtlichen Armband-, Taschen- und Wanduhren herumfingern müssen, was zur Folge hat, daß ihr Biorhythmus ein paar Wochen lang verrückt spielt. Zahlreiche Studien haben erwiesen, daß von dem Energiespareffekt, der dadurch erzielt werden sollte, keine Rede sein kann. 

      Auch sollen von 2013 an dieselben Einwohner des Kontinents, die gezwungen werden, an ihren Uhren und Nachttischlampen herumzuschrauben, um den Anordnungen aus dem fernen Brüssel zu gehorchen, jedesmal eine dreiunddreißig- bis zweiundvierzigstellige Kontonummer angeben, auch wenn sie nicht nur im internationalen Zahlungsverkehr, sondern im eigenen Land eine Überweisung empfangen wollen. Vorgeschrieben wird damit zum einen die sogenannte BIC mit elf Stellen und dazu eine weitere, die den Namen IBAN trägt. Sie besteht aus zweiundzwanzig bis vierunddreißig Ziffern und Buchstaben. In Italien zum Beispiel weist sie 27 und in Malta 31 Stellen auf, so daß dort für 414 000 Malteser 3 100 000 000 000 000 000 000 000 000 000 verschiedene Kontonummern zur Verfügung stehen, die noch durch weitere 10 000 000 000 BIC-Nummern verfeinert und präzisiert werden sollen. Diese Pionierleistung der Behörde, gegen die sich bereits manche Proteste erhoben haben, trägt die Verordnungsnummer 924/2009.

      Unklar ist dagegen, an welchen Flughäfen in Europa die Nagelscheren, Gürtelschnallen, Parfümfläschchen, Schuhe und Korkenzieher der Passagiere als potentielle Mordwaffen eingestuft werden müssen. Jedenfalls fehlen in dieser Beziehung, wie jeder Reisende weiß, die exakten Euronormen. Die entsprechenden Ausführungsbestimmungen werden sicherlich nicht lange auf sich warten lassen.

      Bei ihrer unermüdlichen Einmischung in unser Alltagsleben bleibt nur ein einziges Feld unbeackert. Das ist die Kultur. Mit ihr hat die Union noch nie viel am Hut gehabt. Sie stört schon deshalb, weil sie schwer zu homogenisieren ist. Es ist nur folgerichtig, daß die Kommission dieses Ressort ihrem unbedarftesten Mitglied anvertraut hat. Ein Blick auf das Budget, das die Union dafür bereithält, genügt, um zu verstehen, woran das liegt. Dieser Etat beläuft sich auf 54 Millionen Euro und liegt damit im niedrigen Promillebereich; genauer gesagt macht er jährlich etwa 11 Cent für jeden Bürger der Union aus. Zum Vergleich: Allein die Stadtgemeinde München leistet sich Kulturausgaben von 161 Millionen Euro. Es soll Leute geben, die diesen philiströsen Geiz beklagen. Das ist kurzsichtig. Je weniger sich die Brüsseler Instanzen für die Kultur interessieren, desto besser. Allen, denen an dieser Seite der menschlichen Existenz gelegen ist, den Produzenten ebenso wie dem Publikum, bleibt durch diese Wurschtigkeit die anmaßende Gängelung erspart, mit der andere Tätigkeiten zu kämpfen haben. Direktiven darüber, wie in Europa gemalt, getanzt und geschrieben werden darf, hätten uns gerade noch gefehlt.

      Auf allen anderen Gebieten aber folgt das Vorgehen der Behörde einem bewährten Muster. In irgendeinem Referat werden zuerst Anregungen und Vorschläge laut, die auf die Ausdehnung ihrer Zuständigkeiten hinauslaufen. In einem komplizierten Prozeß durch mehrere Instanzen verfestigen sich diese Einfälle, bis am Ende eine frischgebackene Direktive, Richtlinie oder Verordnung verabschiedet ist. Dabei wird darauf geachtet, daß der Vorgang möglichst wenig Aufsehen erregt. Erst wenn in der Öffentlichkeit, meist zu spät, die Störgeräusche überhandnehmen, versteht sich der Apparat zu einem taktischen Rückzug. Bis eine unsinnige Bestimmung im Papierkorb landet, können jedoch viele Jahre vergehen. 

      Je abstruser diese Beispiele, desto größerer Beliebtheit erfreuen sie sich bei den Medien. Wer genauer hinschaut, wird jedoch erkennen, daß manche dieser überflüssigen Vorschriften, die das Wirken des Brüsseler Apparates diskreditieren, auf den tückischen und verborgenen Druck nationaler Einzelinteressen zurückzuführen sind. Eine bayerische Staatsregierung soll es gewesen sein, die sich für die Normierung aller Traktorensitze des Kontinents stark gemacht hat, und das ist kein Einzelfall. Die Glühbirnenverordnung wurde nicht aus Umweltgründen, sondern auf Wunsch der Leuchtmittelindustrie eingeführt. Der Regulierungswahn gedeiht also nicht nur in der Europäischen Kommission, sondern auch in den vielen Villen und Büroetagen der Lobbyisten. Man schätzt ihre Zahl auf 15 000, und viele Beobachter sind der Meinung, daß ihr Einfluß den eines Abgeordneten bei weitem übertrifft.

      Genug von diesen überaus lästigen, aber kaum lebensbedrohenden Übergriffen und Schikanen, die das Bild der Europäischen Union trüben! Sie sind nichts weiter als Symptome ihrer tiefer liegenden Geburtsfehler. Doch bevor von ihnen die Rede sein soll, empfiehlt sich eine Besichtigung ihres Innenlebens.

    
    IV  
Einblicke in die Chefetagen

      Immer wieder wird bedauert, daß die Bürger der Union nur ein verhaltenes Interesse für die Einrichtungen an den Tag legen, mit denen sie aufwartet; ja, daß sie nicht einmal das Spitzenpersonal kennen, das sich in Brüssel, Straßburg und Luxemburg um ihre Belange kümmert. Niemand scheint die zahlreichen Präsidenten, Vizepräsidenten, Kommissare und Ausschußvorsitzenden zu kennen. Hier tut Aufklärung not!

      An erster Stelle ist dabei der Präsident des Europäischen Rats zu nennen. Es wäre fatal, wenn das Publikum ihn mit dem Präsidenten des Rats der Europäischen Union verwechseln würde. Es ist nämlich jener, nicht dieser Rat, der sich aus den Staats- und Regierungschefs der Mitgliedstaaten zusammensetzt. Während sein Präsident auf jeweils zweieinhalb Jahre gewählt wird, bleibt dem Präsidenten des Rates der Europäischen Union nur eine Amtszeit von einem halben Jahr. Aber aufgepaßt! Er kann unter keinen Umständen sämtlichen Sitzungen dieses Gremiums beiwohnen, denn der Rat tagt ziemlich häufig, und zwar in zehn verschiedenen Formationen, als da vor allem sind:

      FAC, ECOFIN, JHA, COMP, ENVI, EXC, TTE und CAP; mit Rücksicht auf das deutsche Publikum sind auch Bezeichnungen wie JI, BeSoGeKo, WBF und BJKS im Schwange, während die Franzosen JAI, EPSCO, EJC und PAC bevorzugen. Die Koordination übernimmt der GAC, auch CAG oder RAA genannt, das ist der Rat für Allgemeine Angelegenheiten, in dem die Außen- und Europaminister der Mitgliedstaaten vertreten sind, die sich allerdings auch im RAB bzw. FAC oder CRE treffen. Dort findet sich noch ein weiteres Mitglied ein, nämlich der Hohe Vertreter der Union für die Gemeinsame Außen- und Sicherheitspolitik, der dort zwar die Präsidentschaft inne, jedoch bedauerlicherweise kein Stimmrecht hat.

      Die Europäische Kommission, die aus siebenundzwanzig Kommissaren besteht – einem aus jedem Mitgliedsland –, verfügt natürlich ebenfalls über einen Präsidenten, der unter seinen vielen anderen Pflichten auch die sieben Vizepräsidenten zu ernennen hat, von denen einer zugleich Präsident des FAC ist. Um den Präsidenten der Kommission kümmert sich ein eigenes Generalssekretariat. Unterstellt sind ihm zahlreiche Generaldirektionen, von denen hier nur eine kleine Auswahl geboten werden kann, zum Beispiel die EAC, die RTD, die ENTR, die TAXUD, die MOVE, die ECFIN, die ECHO, die ENER, die ELARG, die BUDG, die SANCO, die JUST, die DGT, die HOME, die INFSO, die CLIMA, die AGRI und die SCIC. Es versteht sich, daß jede Generaldirektion in Direktionen und Referate untergliedert ist; denn sonst wäre der Generaldirektor ja ein bloßer Direktor. 

      Den Generaldirektionen gleichgestellt ist ferner eine Reihe von Ämtern und Diensten, vor allem aber sind das die weit häufigeren Gemeinschafts- und Exekutivagenturen, die über den ganzen Kontinent von Alicante bis Vilnius und von Heraklion bis Helsinki verstreut residieren. Ihre genaue Zahl ist schon deshalb schwer festzustellen, da sie sich von Jahr zu Jahr vermehrt. Während es 1975 nur ihrer zwei gab, kann man heute bereits mit mindestens 36 rechnen; weitere befinden sich noch in der Planungsphase. Solche Einrichtungen sprießen sozusagen naturwüchsig wie Rosenkohl aus dem Boden. Dieses Gemüse heißt nicht umsonst auf englisch Brussels sprouts. Solche Gewächse gehorchen dem Prinzip der Selbstähnlichkeit; sie bringen immer neue Röschen hervor. 

      Jede Agentur verfügt über eine eigene Rechtspersönlichkeit und die entsprechenden Ausschüsse und Hilfsdienste. An ihrer Spitze steht jedesmal ein Verwaltungsrat, in dem wenigstens 16 Mitglieder walten. Mit dieser Minimalbesetzung geben sich freilich die wenigsten zufrieden. Den Vogel schoß dabei die EU-OSHA ab, eine Einrichtung, die sich um die Sicherheit und den Gesundheitsschutz am Arbeitsplatz bemüht. Sie beschäftigt nur 64 Mitarbeiter, dafür aber 84 Verwaltungsräte.

      Nur ein übelgelaunter Kritiker, dem es an Wohlwollen für die Kommission fehlt, kann hartgesotten genug sein, sich durch das Gesamtverzeichnis der genannten Körperschaften zu wühlen. Dem oberflächlichen Leser sei angeraten, sich mit der folgenden repräsentativen Auswahlliste zu begnügen, die nur die ersten Anfangsbuchstaben des Alphabets berücksichtigt. 

      Sie enthält die ACER, das Cedefop, das CdT, die CEPOL, die CFCA, das CPVO, die EACEA, die EAHC, die EASA, die EAWI, das ECDC, die ECHA, die EDA, die EEA, die EFR, die EFSA, das EIGE, das EIT, die EMCDDA, die EMEA, die EMSA und die ENISA. Das dürfte für den Augenblick genügen. 

      Eine gänzlich neue Einrichtung ist der Europäische Auswärtige Dienst, der je nach Amtssprache das Akronym EAD oder EEAS im Schilde führt. Er soll sich aus Beamten der Kommission, des Ratssekretariates und aus Diplomaten zusammensetzen, die von den nationalen Regierungen entsandt werden. Dieses Gebilde ist dem Hohen Vertreter für Außen- und Sicherheitspolitik unterstellt, der zusätzlich den Vorsitz beim Rat für Auswärtige Angelegenheiten führt und nicht nur Mitglied der Kommission, sondern sogar einer ihrer Vizepräsidenten ist. In seinem Leitungsstab sitzen ein Geschäftsführender Generalsekretär mit zwei Stellvertretern und ein Verwaltungschef mit am Tisch. 

      Dieser Dienst hat verlockende Positionen zu bieten. Denn für die EU-Delegationen im Ausland fällt etwas vom Glanz einer echten Botschaft ab. Ihre Leiter dürfen sich nicht nur ein CD-Schild an ihr Auto heften, sie genießen auch den roten Paß, die steuerlichen Vergünstigungen und die Immunität, die einem ordentlichen Diplomaten zustehen. Für die Zukunft ist daran gedacht, daß die Delegationen in mehr als 130 Ländern tätig werden sollen. Aber bis dahin ist der Weg noch weit. Vorerst haben die 3645 Mitarbeiter der Behörde mit der Errichtung ihres eigenen Gehäuses genug zu tun. Wenigstens auf lange Sicht ist damit dafür gesorgt, daß sich die Union in der Außenwelt angemessen vertreten fühlt. 

      Doch wer vertritt die Bürger Europas in der Union? Das tut das Europäische Parlament, das immerhin schon seit fast sechzig Jahren existiert. Auch für seine Arbeit wird natürlich ein Präsident benötigt. Gewiß hat er vor allem repräsentative und zeremonielle Aufgaben zu bewältigen. Damit er ihnen gerecht werden kann, steht ihm ein umfangreicher Apparat bei. Auch verfügt er über einen eigenen, großzügigen Speisesaal im Penthouse über dem Brüsseler Parlamentsgebäude. (Auf dem Wandbild, das den Raum schmückt, ist übrigens der »Raub der Europa« zu sehen.) Entlastet wird dieser Würdenträger ferner durch die 14 Vizepräsidenten, so daß notfalls immer einer davon zur Stelle sein kann, um den Vorsitz zu führen.

      Die Abgeordneten gehören verschiedenen Parteigruppierungen an. Derzeit sind sieben dieser Fraktionen von der Europäischen Union offiziell anerkannt. Jeder dieser Clubs hat ein eigenes Präsidium. Die internen fraktionellen Beratungen finden auf Sitzungen statt, bei denen es von stellvertretenden Vorsitzenden dieses Gremiums geradezu wimmelt.

      Beinahe hätten wir Luxemburg vergessen, eine schöne Stadt, in der sich weitere Institutionen und Präsidenten aufhalten. Am wichtigsten von ihnen ist der Europäische Gerichtshof (EuGH), der jedoch offiziell nur Gerichtshof heißt und auf keinen Fall mit dem Gericht der Europäischen Union (EuG) verwechselt werden darf. Zwar setzen sich beide aus je 27 Richtern zusammen, je einem aus jedem Mitgliedsland; auch verfügen beide über jeweils acht Kammern mit je drei bis fünf Richtern; aber nur der EuGH kann sich der Dienste von acht Generalanwälten rühmen, während das EuG ohne diese Amtsträger auskommen muß, so daß von Fall zu Fall einer der berufenen Richter einspringen muß. Wieder anders verhält es sich mit dem EUGöd. Das ist das Gericht für den öffentlichen Dienst der Europäischen Union, in dem nur sieben Richter je sechs Jahre lang ihres Amtes walten.

      Es versteht sich, daß keine der beiden genannten Instanzen ohne einen Präsidenten auskommen kann, der jeweils für die Dauer von drei Jahren gewählt wird. Außerdem verfügen die Gerichte über Verwaltungschefs, die sich Kanzler nennen dürfen, aber protokollarisch unter den Richtern stehen. Im Fall des EUGöd handelt es sich um eine Kanzlerin.

      Nur ein Laie kann in diesem Zusammenhang auf die Idee kommen, den EGMR, auch EuGHMR, in Betracht zu ziehen. Dies ist der in Straßburg residierende Europäische Gerichtshof für Menschenrechte. Der nämlich hat mit der Europäischen Union nichts zu tun, obwohl er dieselbe Flagge führt und dieselbe Hymne verwendet. Er steht schon deshalb auf einem ganz anderen Blatt, weil er unter der Ägide des Straßburger Europarats steht, in dem nicht 27, sondern 47 Länder vertreten sind, darunter Moldawien, Aserbeidschan und San Marino. Einzigartig ist der Europarat insofern, als er zwar einen Generalsekretär und dessen Stellvertreter besitzt, aber keinen einzigen Präsidenten aufzuweisen hat. Das Sagen haben dort letzten Endes das Ministerkomitee und die Parlamentarische Versammlung, der auch die Wahl der Richter obliegt.

      Man hat es hier, über den Daumen gezählt, mit 47 Richtern zu tun, die je neun Jahre amtieren und in Einzelbesetzung, in Ausschüssen mit drei, in Kammern mit sieben und in einer Großen Kammer mit 17 Richtern tagen. Im Gegensatz zum Europarat fehlt es beim EuGHMR nicht an Präsidenten. Neben dem Vorsitzenden kann das Gericht zwei Vizepräsidenten und drei weitere Sektionspräsidenten vorweisen, denen ein Kanzler und ein Vizekanzler zur Seite stehen.

      Nicht ganz so klar liegt der Fall der EAEC, die auch EURATOM genannt wird; denn hier hat man es mit einer Organisation zu tun, die einerseits völlig eigenständig ist, also von der EU getrennt operiert, andererseits aber sämtliche Organe mit ihr teilt, ein Wunder, das jeden Anatomen vor ein Rätsel stellen wird. Wo genau der Stuhl des Präsidenten steht, ist schwer zu sagen.

      Bekannt ist hingegen, wer dem EuRH vorsitzt, der in Luxemburg die Bücher der Union prüft, dem EWSA und dem AdR – das sind Ausschüsse, die der Kommission beratend zur Seite stehen. Es fehlt ihnen nicht an Präsident(inn)en und deren Stellvertreter(inne)n; während die Ämter, die für den Datenschutz und für die Beschwerden der Bürger zu sorgen haben, sich bedauerlicherweise ohne solche Würdenträger behelfen müssen.

      Und was ist mit Frankfurt am Main? Auch dort kann man sich eines Organs der Union rühmen. Die Europäische Zentralbank erfreut sich, anders als die meisten anderen Behörden, einer formalen Unabhängigkeit, um die sie viele beneiden; denn nach Artikel 130 des Lissabonner Vertrags ist sie formal an keine Weisungen aus der Politik gebunden. Darauf kann sich ihr Direktorium, bestehend aus einem Präsidenten, einem Vizepräsidenten und vier weiteren Mitgliedern, ebenso berufen wie ihr Rat, dem außerdem alle 17 Zentralbankspräsidenten der Eurozone angehören; sogar der Erweiterte Rat, der 27 Präsidenten versammelt, wird um seine Meinung gefragt. Man tagt natürlich in diesen Gremien, wie es sich gehört, hinter geschlossenen Türen. Dennoch ist in letzter Zeit aus den Beratungen ein deutliches Grummeln zu hören, seitdem die EZB große Mengen von riskanten Staatsanleihen aus finanziell angeschlagenen Mitgliedsländern aufkauft. Der Druck der Politik macht sich offenbar auch dort bemerkbar, wo es ihn gar nicht geben darf.

      Erschöpfend kann man den Überblick, der hier geboten wird, vielleicht nennen, aber ob er vollständig ist, steht dahin. Ein letztes Institut, das man nennen könnte, ist die EIB, eine Investitionsbank in Luxemburg. Auch sie gilt offiziell als ein eigenständiges Organ der EU, vom dem es heißt, es sei an Weisungen der Kommission nicht gebunden. Das ist schön, wenn auch ihr Rat der Gouverneure aus den Finanzministern besteht und im Verwaltungsrat ein Vertreter der Kommission nicht fehlen darf. Ferner gib es ein Direktorium, ein Generalsekretariat, eine Generaldirektion, sechs Direktionen und – fast hätten wir ihn vergessen – einen Präsidenten.

    
    V 
Esprit de corps

      Aber das wahre Leben spielt sich bekanntlich nicht in den Chefetagen ab. Wichtiger als die zahllosen Präsidenten sind letzten Endes die Damen und Herren aus der zweiten Reihe, die Kader, die Sherpas, deren Namen nie in den Nachrichten auftauchen. Wer sie kennenlernen möchte, tut gut daran, das Touristenrevier der Brüsseler Altstadt hinter sich zu lassen und die Metro zu nehmen. Michael Stabenow, ein Kenner der Gegend, in der die Hauptquartiere der Union behaust sind, beschreibt die Anfahrt besser als jeder Reiseführer:

      »Der Novembertag dürfte halten, was der blaue Plastikeimer verspricht. Tritt man an diesem Morgen aus den spärlich be-leuchteten Katakomben des Brüsseler Schuman-Bahnhofs ins Freie, ist man zumindest vorgewarnt. Stetig tropft Wasser aus der Decke in einem am Ausgang stehenden Eimer. Nach einem Schlenker um den gutgefüllten Behälter geht es, im strömenden Regen, viele Treppen hinauf. Die Rolltreppe steht seit Monaten still und dient mittlerweile als Sammellager für Papier, Dosen und Zigarettenkippen. Willkommen im Herzen des Brüsseler EU-Viertels.

      Hätte es noch eines Beweises bedurft, daß Europa eine Dauerbaustelle ist, hier wäre er erbracht. Dreht man sich um, erblickt man jenseits der chronisch verstopften, mehrspurigen Rue de la Loi und hinter einem Kranfahrzeug das Berlaymont-Gebäude, das einst asbestverseuchte Hauptquartier der Europäischen Kommission. Fünf Jahre lang, von 1991 bis 1996, sollte es renoviert werden. Dann vergingen acht weitere Jahre. Auf 13 Stockwerken beherbergt der Glaspalast heute die 27 Kommissare, ihre Mitarbeiterstäbe sowie einige Dienststellen.« Seine Nutzfläche wird mit 241 515 Quadratmetern angegeben, eingerechnet der vier Kellergeschosse für die technische Infrastruktur und der Parkplätze der Beamten.

      Der Name, den es trägt, erschließt sich weder den Bewohnern noch dem Besucher auf Anhieb. Im 16. Jahrhundert gab es einen Grafen Karl von Berlaymont, der zwischen der spanischen Krone und den niederländisch gesinnten Geusen vermitteln wollte und deshalb nach dem Sieg der patriotischen Partei eine Weile im Gefängnis saß. Aber mit dem Befreiungskampf gegen die Herrschaft Albas hat der Name des Gebäudes in Wahrheit nichts zu tun; denn das Grundstück an der Rue de la Loi, das heute die Kommission beherbergt, gehörte bis 1960 den Dames de Berlaymont, einer klösterlichen Gemeinschaft, die dort vor den Toren der Stadt ein Mädchenpensionat betrieb. Zuerst von der Grundstücksspekulation, dann vom belgischen Staat unter Druck gesetzt, mußten die Stiftsdamen die Flucht nach Waterloo ergreifen. Wo einst ihr idyllischer Klostergarten lag, hat das Europa-Quartier sich wie ein extraterritorialer Fremdkörper in die belgische Hauptstadt eingenistet. Der Außenwelt gegenüber gibt sich das Berlaymont abweisend. Ohne einen Plastikausweis am Revers und Sicherheitsschleusen wie an einem Flughafen ist seine Klausur nicht zu betreten. 

      Das gilt auch für den Sitz des Europäischen Rates, der entweder Consilium oder auch Justus-Lipsius-Gebäude genannt wird. Auch hier weiß niemand, was es mit diesem Paten auf sich hat. Zwar findet sich im Foyer seine Statue; aber es dürfte im Troß der Minister und im Gewimmel der dienstbaren Geister kaum jemanden geben, der in den Schriften dieses Philologen aus der Zeit des Humanismus geblättert hat, schon deshalb nicht, weil sie im Latein der gelehrten Welt verfaßt sind.

      Stilistisch überraschen beide Häuser durch ihre bescheidenen Ansprüche. Das Consilium, erst 1995 vollendet, wirkt bereits ziemlich angegammelt, ebenso wie die Kunst, mit der es sich schmückt. Wer Prunk und Eleganz erwartet, muß sich auf eine Enttäuschung gefaßt machen. Sogar die Schreibtische der höchsten Chargen wirken eher öde – gar kein Vergleich mit dem Élysée-Palast! Selbst das Amtszimmer des Brüsseler Bürgermeisters stellt mit seinem goldenen Renaissanceschmuck alles in den Schatten, was die Europäische Union zu bieten hat.

      Weit interessanter als ihre karge Schauseite ist natürlich das Innenleben dieser Hauptquartiere. Der österreichische Schriftsteller Robert Menasse machte sich die Mühe, es zu studieren. Monatelang hat er sich in den langen Korridoren der Bürokratie, in Sitzungssälen und Arbeitszimmern herumgetrieben, um den Alltag zu beobachten, der dort herrscht. Wie es scheint, verfolgt er den Plan, einen Roman zu schreiben, zu dessen Hauptfigur er einen Beamten der Union auserkoren hat. Das ist ein heroisches Projekt, zu dem man ihm nur gratulieren kann; denn es bedeutet den Abschied von den narzißtischen Fingerübungen, mit denen so viele zeitgenössische Erzähler beschäftigt sind. Manchen wird das vorläufige Ergebnis seiner Recherchen überraschen. Er hat nämlich »im Beamtenapparat der Kommission bestens qualifizierte, europäisch denkende Menschen kennengelernt, die in verwunderlicher Effizienz eine hochkomplexe Maschine zur Produktion von Rationalität bedienen«.

      Das hört man gern. Und in der Tat kann man in diesem Biotop viele kenntnisreiche und engagierte Personen antreffen. Wie gewöhnlich findet man sie selten unter den höchsten Chargen; denn bei denen handelt es sich oft genug um Politiker, die aus ihrem Herkunftsland nach Brüssel abgeschoben worden sind, weil sie den Parteien, denen sie angehören, aus irgendwelchen Gründen lästig geworden sind; man sagt dann, sie seien »eine Treppe hinaufgefallen«. Im übrigen versteht es sich, daß die Spitzenpositionen nicht nach Eignung vergeben werden dürfen. Sie müssen nach Proporz-Gesichtspunkten ausgehandelt werden, damit keines der 27 Mitgliedsländer zu kurz kommt. Die Qualifikation ist dabei sekundär. Daraus folgt, daß es an chronisch überforderten Kommissaren nie mangeln wird.

      Anders verhält es sich mit den Beamten aus der zweiten Reihe. Ein kompliziertes Ausschreibungsverfahren, das unter Hunderten von Bewerbern die Kompetentesten auswählt, sorgt dafür, daß ohne Sachkenntnis und Berufserfahrung kaum einer durchschlüpft. Es ist bedauerlich, daß es die meisten Ethnologen eher nach Papua-Neuguinea als nach Brüssel zieht; denn dort würde sich der Forschung ein besonders eigentümliches Feld eröffnen. Schon auf den ersten Blick fällt auf, daß sich, wer es bis in diese Sphären geschafft hat, als Teil einer übernationalen Elite versteht. Diese Beamten vertreten die Staatsraison eines Staates, den es gar nicht gibt. Über den Kirchturmshorizont der Mitgliedsländer erhaben, fühlen sie sich dazu berufen, ein übergeordnetes Gesamtinteresse wahrzunehmen. In ihrer Binnenwelt fehlt es nicht an Fleiß. Viele legen sogar einen gewissen Enthusiasmus an den Tag. Zumindest in den zentralen Bereichen ist die Sechzigstundenwoche eher die Regel als die Ausnahme. (Für die zahlreichen Exekutivagenturen und Nebendienste der Union, die, dem Proporz gehorchend, über ganz Europa verstreut vor sich hintrödeln, gilt das nicht unbedingt. In der Peripherie, fern von jeder Aufsicht, nimmt die Effizienz naturgemäß ab. Manche dieser Etablissements kann man getrost als Einrichtungen zur Beschaffung von Arbeitsplätzen betrachten.) 

      Was die besten Kader der EU beflügelt, ist nicht ihre Eitelkeit. Kein Kabinettschef ist, so wie ein Minister, darauf angewiesen, daß das Fernsehen sein Gesicht zeigt. Jenseits der Glaswände von Berlaymont kennt ihn kaum jemand. Was ihn beflügelt, ist sein Sendungsbewußtsein. Es muß stark genug sein, um mit gelegentlichen Zweifeln, gegen die kein intelligenter Mensch gefeit ist, fertig zu werden. Mit ideenarme Bürokraten hat man es jedenfalls hier nicht zu tun. Wenn man solchen Leuten begegnet, kann man sich gelegentlich an das Selbstverständnis der Absolventen französischer Institute wie der ENA, der École Polytechnique oder der Science Po erinnert fühlen. Im Unterschied zu diesen Eleven gehört zum esprit de corps der Unions-Beamten nicht nur die mühelose Beherrschung der ungeschriebenen Regeln und des Jargons, sondern auch eine neuartige Spielart des Internationalismus. Eine zu enge Bindung an das Herkunftsland gilt hier als unschicklich. Man ist polyglott und legt Wert darauf, daß der eigene Stab sich aus möglichst vielen Mitgliedsländern rekrutiert. 

      Nicht nur der Kontakt zu der Stadt, in der man wohnt, beschränkt sich auf das Notwendigste. Auch auf die formale und geographische Distanz zur europäischen Lebenswelt wird geachtet. Diese Abgehobenheit ist kein Fehler, sie ist sogar erwünscht; denn nur so kann überzeugend dargetan werden, daß man unparteiisch vorgeht.

      Die unvermeidlichen Folgen liegen auf der Hand. Isolation und Selbstreferenz nehmen mit der Entfernung zu. Das bedeutet auch, daß die Entscheidungen, die hier getroffen werden, den Außenstehenden immer schwerer zu vermitteln sind. Man tut den emsigen Überzeugungstätern von Brüssel nicht Unrecht, wenn man annimmt, daß die Demut nicht zu ihren Stärken gehört. 

    
    VI  
Die halbvergessene Vorgeschichte

      Wie es soweit gekommen ist? Bei der Beantwortung dieser Frage können wir uns die Prähistorie sparen. Es ist nicht nötig, sich bei Karl dem Großen aufzuhalten, obwohl die Union sich gern mit seinem Namen schmückt; auf ihn hat sie ein sechzehnstöckiges Glashaus an der Rue de la Loi getauft, in dem heute verschiedene Generaldirektoren hausen. Noch weniger brauchen wir auf Napoleon Bonaparte und Adolf Hitler zurückzukommen, die beide, wenngleich auf grundverschiedene Weise, damit gescheitert sind, diesem Erdteil eine Zwangsjacke zu verpassen.

      Auch wäre es zuviel verlangt, die vielen Leute zu nennen, denen im vergangenen Jahrhundert etwas im Kopf herumspukte, was sie die »Europa-Idee« nannten. Einer ihrer Wortführer war der Graf Coudenhove-Kalergi, der schon 1923 mit einem Manifest hervortrat, das den Titel Pan-Europa führte. Unzählige idealistische Bewegungen, Unionen, Aktionskomitees und Sekten sind aus dieser Idee hervorgegangen, unter der jede von ihnen etwas anderes verstand. Schon deshalb haben sich diese Gruppen bald in alle möglichen Rivalitäten und Zwistigkeiten verstrickt. Bei den Realpolitikern hielt sich ihr Echo in Grenzen. 

      Richtig ernst wurde es erst nach dem Zweiten Weltkrieg. Mit dem beginnenden Kalten Krieg nahm die europäische Sache Fahrt auf. Den Startschuß feuerte 1946 Winston Churchill mit seiner berühmten Fultoner Rede ab, in der er nicht nur das Wort vom Eisernen Vorhang prägte, sondern auch ein neues, vereintes Europa forderte, von dem keine Nation ausgeschlossen bleiben dürfe. Das bezog sich natürlich in erster Linie auf die Deutschen und war schon deshalb überraschend, da es außer den Indern kein Volk gab, das Churchill unsympathischer war als das deutsche. Auch für die benachbarten Nationen stellte seine Einsicht, man könne das Land in der Mitte des Kontinents auf die Dauer nicht ausschließen, ein knappes Jahr nach Kriegsende eine ziemliche Zumutung dar. Ein paar Monate später präzisierte er seine Vorstellungen und sagte in Zürich: »Wir müssen eine Art Vereinigte Staaten von Europa aufbauen … Der erste praktische Schritt dazu wird die Einrichtung eines Europäischen Rates sein. Bei dieser dringenden Aufgabe müssen Frankreich und Deutschland die Führung übernehmen … Ich sage Ihnen: ›Let Europe arise!‹«

      Natürlich hatte er mit seinem Vorstoß weniger das Wohl der Deutschen im Auge als die sowjetische Bedrohung. Zum einen sah er, daß die Kriegsallianz mit den Russen nicht zu retten war, und zum andern wollte er ein zweites Versailles verhindern. Deshalb trat er den traditionellen französischen Rezepten entschieden entgegen, die auf territoriale Forderungen an Rhein und Ruhr hinausliefen. Die Amerikaner und die Briten, die den Kalten Krieg kommen sahen, konnten auf solche Wünsche nicht eingehen. Anderen, die sich nur allzugut an deutsche Okkupanten erinnern konnten, mißfiel die Vorstellung, man müsse sich mit ihnen versöhnen. 

      Dennoch wagte Churchill schon bald darauf den nächsten Schritt. Er beauftragte seinen Schwiegersohn Duncan Sandys damit, in der niederländischen Hauptstadt eine denkwürdige, heute ganz vergessene Veranstaltung zu organisieren: den Haager Kongreß für die Vereinigung Europas im Mai 1948. Churchill selbst übernahm den Vorsitz bei diesem Treffen und hielt die Eröffnungsrede. Kaum je zuvor oder danach hat es so ein sonderbares Konzil mit über 750 Teilnehmern aus zwanzig Ländern gegeben. Keine einzige Regierung stand dahinter, und bis heute ist unklar geblieben, wer das Unternehmen finanziert hat. Verschwörungstheoretiker vermuten, daß amerikanische Dienste dabei die Hand im Spiel hatten.

      Es war eine bizarre Mischung von Träumern und knallharten Strategen, die sich da im Rittersaal des niederländischen Parlaments versammelte. Neben führenden Politikern wie Daladier und Mitterrand, Eden und Macmillan traten nicht nur Denker wie Bertrand Russell, Denis de Rougemont und Raymond Aron auf die Bühne, sondern auch Dichter und Schriftsteller wie T. S. Eliot, Ungaretti, Madariaga und Silone. Es fehlten nicht einmal die Theologen. Neben einigen anglikanischen Bischöfen erschien auch Martin Niemöller. Eine solche Konstellation wäre heute vollkommen undenkbar. 

      Die deutschen Teilnehmer genossen nicht nur das strahlende Maiwetter, sie freuten sich auch darüber, daß sie zum ersten Mal nach dem Krieg als Gleichberechtigte am Verhandlungstisch Platz nehmen durften. Natürlich durfte auch Coudenhove-Kalergi mit seinen Anhängern nicht fehlen. Alle möglichen »Unionen«, »Bewegungen« und »Komitees« mit großspurigen Namen und wenig Rückhalt zankten miteinander über ihre Ideen. Vor allem gerieten sich die Fraktionen der Föderalisten und der Unionisten zwei Tage lang in die Haare. Von Wirtschaftsfragen war wenig die Rede. Wenigstens auf ein Ergebnis konnten sich alle einigen. Das war die Gründung des Europarates, zu der es ein Jahr später gekommen ist. Während aber die Idealisten ihren Visionen nachhingen, verständigten sich die Pragmatiker auf die nächsten Schachzüge ihrer Interessenpolitik. 

      Drei unauffällige Herren, die einander wahrscheinlich nie zuvor begegnet waren, saßen in Den Haag in den hintersten Reihen: ein Kölner Oberbürgermeister im Ruhestand, der Konrad Adenauer hieß, Melvin Lasky, ein amerikanischer Publizist, der in Berlin lebte und dem gewisse Beziehungen zur CIA nachgesagt wurden, und ein Franzose namens Jean Monnet, der aus dieser Geschichte nicht wegzudenken ist, weil er es war, der den nächsten entscheidenden Schritt zur europäischen Integration getan hat.

      Dieser Mann ist einen Exkurs wert. Er entsprach in keiner Weise der Vorstellung, die man sich von einem Politiker zu machen pflegt. Auf alten Photographien ist ein stets frohgemuter, eher untersetzter Herr mit Embonpoint und tadellos gestutztem Schnurrbart zu sehen, wie man ihn eher in einem Rotary Club vermuten würde. Nie hat sich Monnet in einem Wahlkampf um ein politisches Amt beworben. Das Bad in der Menge gehörte nicht zu seinen Vorlieben, sowenig wie das Blitzlichtgewitter der Kameraleute. Er hat es stets vorgezogen, abgeschirmt von der Öffentlichkeit, sozusagen aus der Kulisse heraus, zu arbeiten. Angesichts des Einflusses, den er auf den verschiedensten Gebieten ausgeübt hat, ist dies eine Haltung, mit der er ziemlich einsam dasteht. Eitelkeit und Ruhmsucht, wesentliche Triebkräfte der politischen Klasse, gehörten offenbar nicht zu seinen Passionen. 

      War Jean Monnet ein Abenteurer? Auf diese Idee könnte man kommen, wenn man sich vergegenwärtigt, was er so alles getrieben hat. Er war Unternehmer, Financier, Staatskommissar und Organisator eines Rüstungskartells, das beim Sieg der Alliierten über das Deutsche Reich eine entscheidende Rolle gespielt hat. Schon lange vorher, nämlich 1914, hatte er »festgestellt, daß dort, wo Organisation herrschte, auch die Macht war«. Im Kriege gehe es darum, »die Marktwirtschaft in eine rationellere Organisationsform zu überführen«. 

      Die Fäden seines weltweiten Netzes von Beziehungen hat Monnet nach und nach bis nach London und San Francisco, nach Warschau und Shanghai, nach Genf und Moskau, nach Kairo, Stockholm, Washington und Algier geknüpft. Auf Gehälter und Pensionen, wie sie der Staatsdienst mit sich bringt, war er nie angewiesen. Er hatte Geld genug, obwohl die internationalen Finanzgeschäfte, denen er seine Unabhängigkeit verdankte, ihn, wie er sagte, stets gelangweilt haben. 

      Bereits 1945 – der Krieg war noch nicht zu Ende – stellte Monnet sich »ein System vor, in dem die Kohle- und Stahlvorräte der Ruhr unter eine europäische Behörde gestellt und zum Nutzen der partizipierenden Nationen, das entmilitarisierte Deutschland inbegriffen, verwaltet werden sollen«. Die Voraussetzung dafür sei, »daß Europa geeint ist, und zwar nicht nur in einer Kooperation, sondern durch eine von den europäischen Nationen gebilligte Übertragung von Souveränität auf eine Art zentraler Union« – ein damals noch ganz unwahrscheinlich anmutendes Projekt.

      Ein Jahr später gründete de Gaulle das Commissariat général du Plan und betraute mit seiner Leitung Monnet. Der betrachtete diese Aufgabe als une fonction indéfinissable. Er zögerte nicht, sie als Hebel zu nutzen, um seine weitreichenden Pläne voranzutreiben. (Nebenbei gesagt, verdankt man seiner Ernennung die sehr französische Bezeichnung Kommissar, die der Union bis heute so sehr ans Herz gewachsen ist.) 

      Alle Zeugen wissen von Monnets Charme und seiner Hellsicht, seiner Geschmeidigkeit und seiner Geduld ebenso zu berichten wie von der Hartnäckigkeit, mit der er unter einem Schleier von Bonhomie seine Ziele verfolgte. Stets hat er als ebenso diskreter wie einflußreicher Drahtzieher und Ohrenbläser der Mächtigen seiner Zeit agiert. Einer politischen Partei ist er nie beigetreten. Ganz im Gegensatz zu seinen Erben in der Europäischen Union fehlte ihm die Lust am Pyramidenbau von Stellenkegeln. »Wenn ich über einen administrativen Apparat verfügte«, teilt er mit, »so habe ich seine Dimensionen absichtlich begrenzt.« Er arbeitete lieber im Schatten und en petit comité.

      Am 9. Mai 1950, genau fünf Jahre nach der bedingungslosen Kapitulation Deutschlands, trat der französische Außenminister Robert Schuman am Quai d’Orsay mit einem sensationellen Plan vor die Presse, der seinen Namen zu Unrecht trägt, denn er stammt von Jean Monnet. »Wenn ihnen die Ideen fehlen«, sagte dieser in seiner trockenen Art, »akzeptieren die Männer, die an der Macht sind, die fremden, unter der Bedingung, daß man ihnen die Vaterschaft überläßt. Da sie das Risiko tragen, brauchen sie auch den Lorbeer. Bei meiner Arbeit muß man die Lorbeerkränze vergessen.«

      Die »Europa-Idee« und die zahllosen Komitees und Bewegungen, die sie vortrugen, erwähnte der Minister, seinem Souffleur folgend, mit keinem Wort. Statt dessen schlug er vor, eine europäische Hohe Behörde zu gründen, die dazu bestimmt war, die Kohle- und Eisenmärkte zu verwalten. Zum ersten Präsidenten dieser Montanunion wurde Monnet gewählt, der nichts von den Annexionsplänen hielt, die manche seiner Landsleute hegten. Er dachte französisch, aber er war kein Nationalist. Er war Pragmatiker. Wie Churchill und de Gaulle zog er es vor, das deutsche Industriepotential einzubinden, nach dem Motto: Wenn du sie nicht schlagen kannst, verbünde dich mit ihnen. Die Position an der Spitze der Montanunion akzeptierte er, weil ihm nichts anderes übrigblieb; denn diese erste Keimzelle der Europäischen Union war seine eigene Kreatur. Als er sich von diesen Amt verabschiedete, sagte er: »Was jetzt für die Kohle und den Stahl der sechs Länder unserer Gemeinschaft auf dem besten Weg ist, muß bis zum endgültigen Ziel weiterverfolgt werden: die Vereinigten Staaten von Europa.« 

      Dennoch haben die meisten der ungefähr 270 Millionen Unionsbürger, die nach 1965 geboren sind, wahrscheinlich nie von diesem Mann gehört. Vielleicht hat das Verbleichen seines Namens mit dem zu tun, was man die »Methode Monnet« genannt hat. Gemeint ist damit sein sehr spezifisches Politikverständnis. Er bevorzugte, wie es heißt, »im Konsens getroffene Eliteentscheidungen«, bei denen Parlamente und Bürger kaum etwas mitzureden hatten. Von Volksbefragungen und Referenden hielt er nichts. Nicht nur aus diesem Grund sind seine Vorschläge nie populär gewesen. Die europäische Integration, die ihm vorschwebte, trug technokratische, interventionistische Züge. 

      Auf die höfliche Fiktion der Volkssouveränität legte er keinen Wert. Dafür wußte Monnet, im Gegensatz zu den Schwarmgeistern, die von ihr träumten, immer ganz genau, was er wollte. Er setzte bewußt auf ein langfristiges Projekt, das, einen Zwischenschritt nach dem andern, seiner internen Logik folgend, zu einer immer mächtigeren Union führen sollte. »Dazu brauchte ich keine großen Mittel. Ein Büro, ein Telefon und eine Sekretärin würden mir genügen.« 

      Die Europäische Gemeinschaft für Kohle und Stahl war für ihn nur ein erster Ansatz, um diesem Vorhaben eine ökonomische Basis zu sichern. In der Konsequenz ging es dabei um weit mehr, nämlich darum, den politischen Souveränitätskern der Nationalstaaten allmählich zugunsten transnationaler Instanzen auszuhöhlen. Er war freilich viel zu klug, um dieses Ziel in den fünfziger Jahren des vergangenen Jahrhunderts offen auf die Tagesordnung zu setzen. Erst viel später wurde nach und nach klar, worauf sein Plan hinauslief. Wenige haben sich damals träumen lassen, was für ein durchschlagender Erfolg ihm beschieden sein würde. 

      Alles Weitere folgte den Prämissen, die er formuliert hatte. Schon seit 1948 gab es die OEEC, die sich auf deutsch ursprünglich auch als Europäischer Wirtschaftsrat bezeichnete. Ihre Aufgabe war es, die Mittel aus dem Marshall-Plan zu verteilen, den innereuropäischen Handel zu liberalisieren und eine Zahlungsunion vorzubereiten. Daß dabei auch Jean Monnet mit am Tisch saß, versteht sich fast von selbst. 

      Die Umtopfung der Montanunion in immer größere Gefäße vollzog sich in mehreren Schritten. Der Weg war, wie üblich, mit Abkürzungen gepflastert, die nur wenige Europäer entziffern konnten; er führte von der EWG, der EAEC und der EFTA über den EWR und die EWU zur heutigen EU.

    
    VII  
It’s the economy, stupid!

      Dieser Slogan, der Bill Clinton bei seiner Kampagne von 1992 zur Präsidentschaft verhalf, könnte mit Fug und Recht an der Fassade des Gebäudes an der Rue de la Loi prangen, in dem der Ratspräsident residiert. Denn ungeachtet aller Metamorphosen ist die Union in ihrem Kern das geblieben, als was sie sich bis 1993 selbst bezeichnet hat: eine Wirtschaftsgemeinschaft. In den Augen ihrer Verfechter ist nicht, wie Napoleon noch glaubte, die Politik, sondern die Ökonomie das Schicksal. Sie stellt sich als eine höhere Gewalt dar, der sich nichts in den Weg stellen kann, am allerwenigsten die jahrhundertealten Traditionen, Mentalitäten und Verfassungen der europäischen Länder. Diese Gegebenheiten werden als bloße Hindernisse betrachtet, die es zu überwinden gilt, gerade weil sich die vielfältigen Kulturen dieses Erdteils hartnäckig ihrer Gleichschaltung widersetzen.

      Seit den Tagen der Montanunion ist das Projekt der wirtschaftlichen Integration stets ohne Rücksicht auf die ökonomische, territoriale, ethnische und religiöse Verschiedenheit der Teilnehmerstaaten vorangetrieben worden – eine Geschichtstaubheit, über die kein Karlspreis und keine Sonntagspredigt hinwegtäuschen kann. 

      Um die immanenten Widersprüche zu beschreiben, die dieses Vorgehen mit sich bringt, ist jeder Rückgriff auf die Rhetorik der Kulturkritik entbehrlich. Die Mittel der Systemtheorie genügen. Sie besagt, daß eine Komplexitätsreduktion, wie sie mit der Wirtschaftsgemeinschaft erreicht werden soll, unvermeidlich neue Komplexitäten erzeugt, deren Kosten so hoch ausfallen können, daß sie das System aus den Angeln heben. Das ist kaltblütig ausgedrückt, aber klar.

      So liegt eine bösartige Ironie darin, daß sich gerade dort, wo die Union ihre ureigenste Aufgabe sah, die gefährlichsten Risse zeigten, nämlich auf dem Gebiet der Ökonomie. Mochten ihre Gründerstaaten noch über eine vergleichbare Wirtschaftskraft verfügen, so stießen bald mehr und mehr unsichere Genossen zu dieser Gemeinschaft, bei denen es auf der Hand lag, daß sie dem entfesselten Wettbewerb des gemeinsamen Marktes nicht gewachsen waren. Das führte zunächst dazu, daß sich die Weichwährungsländer durch fortgesetzte Abwertungen zu retten versuchten. Aber dieser Ausweg stand ihnen nur offen, solange es keine gemeinsame Währung gab. 

      Um die unvermeidlichen Spannungen zu kaschieren, die sich aus diesem Konstruktionsfehler ergaben, schreckte die Union nicht davor zurück, ihre eigenen Verträge zu brechen. Schon Staaten wie Griechenland, Bulgarien und Rumänien hätte sie, wenn es mit rechten Dingen zugegangen wäre, nie aufnehmen dürfen. Die Regierung in Athen hat sich dabei durch besonders skrupellos gefälschte statistische Angaben hervorgetan, auf die Eurostat, das statistische Amt der Union, das schon zu Zeiten der Montanunion unter Jean Monnet in Luxemburg gegründet wurde, jahrelang hereingefallen ist.

      Diese Erfahrung hält viele Politiker, die den »Geist Europas« im Munde führten, bis heute nicht davon ab, für den Beitritt immer neuer Kandidaten zu plädieren. Daß die Union danach trachtet, ihre Kampfzone bis an die Grenzen des Iraks und des Irans auszudehnen, scheint sie nicht zu stören.

      Mit dem Beschluß, eine gemeinsame Währung einzuführen, erreichten solche Anstrengungen eine neue Dimension. Diese Entscheidung wurde wie üblich in der Kulisse vorbereitet. Schon 1979 schuf die damalige EWG ein Kunstgeld namens ECU, das nur als reine Verrechnungsgröße gedacht und durch einen Korb aus Währungen definiert war. Es ist wohl kein Zufall, daß damit an eine französische Goldmünze erinnert werden sollte, die dort vom Mittelalter bis zur Renaissance gebräuchlich war. Diese neugeschaffene Währungseinheit kam der Bevölkerung nur zu seltenen Gelegenheiten in Form von Sondermünzen zu Gesicht. Auch als sich der ECU 1999 in den Euro verwandelte, blieb er zunächst als reines Buchgeld eine abstrakte Größe. Erst am 1. Januar 2002 hatten ihn die Bewohner der neugeschaffenen Eurozone in der Tasche. Zu diesen Beschlüssen gehört wurden die Leute nur in Ausnahmefällen, so als die Dänen und die Schweden in zwei Referenden ihre Meinung kundtun durften, die beide mit einer Ablehnung endeten. In anderen alten Demokratien wie in Großbritannien, der Schweiz oder Norwegen war für den Beitritt ohnehin keine Mehrheit in Sicht. 

      Der sogenannte Stabilitäts- und Wachstumspakt, seit 1997 geltendes Recht, schrieb vor, daß der Schuldenstand der Mitgliedsländer 60 % und ihre Neuverschuldung 3 % des Bruttoinlandsprodukts nicht überschreiten dürfe. Niemand hat sich um diese Regeln je gekümmert. Italien und Belgien wurden 1999 in die Eurozone aufgenommen, obwohl ihre Staatsschulden im Referenzjahr 1997 bei über 120 % des BIP lagen. Griechenland trat später auf Grund gefälschter Zahlen bei, die niemand geprüft hat. Aber nicht nur die schwächeren, sondern auch die schwergewichtigeren Staaten wie Frankreich und Deutschland haben den Pakt je nach Opportunität umgedeutet oder einfach ignoriert. Inzwischen prophezeit die Kommission für 2010, daß von sechzehn Ländern der Eurozone sich nur ein einziges an die Kriterien des sogenannten Stabilitätspaktes halten wird, nämlich Luxemburg. Die Staatsverschuldung liegt bei zwölf der Genossen über 60 %, mit Spitzenwerten bis zu 140 %. Die Abmachungen von 1997 sind zur Lachnummer geworden.

      Noch weit gravierender sollte sich eine andere Regel für die Eurozone auswirken, die im Vertrag über die Arbeitsweise der Europäischen Union festgezurrt worden ist. Dort heißt es im Artikel 125: »Ein Mitgliedstaat haftet nicht für die Verbindlichkeiten eines anderen Mitgliedstaats und tritt nicht für derartige Verbindlichkeiten ein.« Das gleiche gilt für die Union als Ganzes.

      Natürlich fehlt es auch hier nicht an einer Gummiklausel, die es erlaubt, diese Bestimmung außer Kraft zu setzen. Der Artikel 122 eröffnet einen Notausgang. Danach kann der Rat auf Vorschlag der Kommission »aufgrund von Naturkatastrophen oder außergewöhnlichen Ereignissen« finanzielle Nothilfen zulassen. Diesen Hebel hat der Europäische Rat benutzt, um den Vertrag auf den Kopf zu stellen. 

      Seitdem hagelt es neue Abkürzungen. 2010 hat der Rat den European Stabilization Mechanism beschlossen, und unter dem Dach von ECOFIN wurde nicht nur der EFSM, sondern auch die EFSF eingerichtet. Das ist eine jener beliebten Abkürzungen, unter denen sich niemand etwas vorstellen kann. Es handelt sich um eine »Fazilität«, ein Wort, das aus dem Lateinischen stammt und soviel wie »Leichtigkeit, Gewandtheit, Gefälligkeit« bedeutet. Weil das ziemlich anrüchig klingt, hat man sich darauf geeinigt, das Ganze einfach »den Rettungsschirm« zu nennen. (Diese Metapher geht übrigens auf jenen Monsieur Monnet zurück, von dem bereits die Rede war, nur daß er, dem jedes Pathos verdächtig war, sich 1922 weniger dramatisch ausdrückte, als es um den drohenden Bankrott Österreichs ging. Er sprach damals lieber von einem Regenschirm.) 

      Zum Rettungsschirm gehören neben der Gefälligkeitsbereitschaft der Mitgliedstaaten auch noch Garantien der Europäischen Union und Mittel des Internationalen Währungsfonds.

      Der Preis dieses phantastischen Gebrauchsgegenstandes, der da-zu dienen soll, die Union vor Unbilden zu schützen, die sie selbst herbeigeführt hat, läßt sich nur mit zwölfstelligen Ziffern angeben. Im Moment scheint er bei € 750 000 000 000 zu liegen, aber, wenn das nicht reichen sollte, kann er bei Bedarf jederzeit erhöht werden. So hat sich die Eurozone unter der Hand in eine Transferunion verwandelt, in der jedes Mitglied für alle andern unbegrenzt zu haften hat. 

      Weil das nicht nur dem Geist und dem Buchstaben des Vertrages von Maastricht widerspricht, sondern auch denen, die zahlen sollen, schwer zu vermitteln ist, hat man zwei weitere Gefälligkeiten erfunden. Zum einen wurde die Europäische Zentralbank gezwungen, Staatsanleihen der überschuldeten Länder aufzukaufen, die weit weniger wert sind, als sie kosten. Mit diesen riskanten Schrottpapieren bläht sich die Bilanz der Notenbank auf. Wenn der Augenblick der Wahrheit kommt, müssen die Mitgliedsländer Kapital in die EZB nachschießen.

      Ein zweiter Vorschlag geht noch erheblich weiter. Unter Berufung auf die »Solidarität«, einen Slogan, der auch schon bessere Tage gesehen hat, möchte der Präsident der Euro-Gruppe Anleihen auf den Markt bringen, sogenannte Euro-Bonds, mit denen 60 % des Finanzbedarfs der schwächeren Mitglieder gedeckt werden sollen. Wie so oft wird auch in diesem Fall die Solidarität als Einbahnstraße verstanden. Niemand möchte daran erinnert werden, daß der Begriff sich von solidus herleitet, einem Wort, das einst soviel wie »haltbar, zuverlässig, gut fundiert« bedeutet hat. (So hieß übrigens auch eine sehr wertvolle römische Goldmünze, die Kaiser Konstantin im vierten Jahrhundert eingeführt hat; in Frankreich ist diese Bezeichnung zum Sou heruntergekommen.) 

      Wenn Jean Monnet noch unter den Lebenden wäre, so würde er gewiß nicht ohne Wehmut auf die Zeiten der Montanunion zurückblicken. Damals dachte niemand daran, zwischen einer »realen« und einer irrealen (nämlich der Finanz-)Wirtschaft, zu unterscheiden. Seinerzeit ging es um Eisen und Kohle, Produkte, an deren Gebrauchswert niemand zweifelte. Die Gründer der ersten europäischen Union konzentrierten sich auf die Probleme der Schwerindustrie. Von einem Gespenst, das heute nicht nur Europa, sondern den ganzen Planeten heimsucht, konnten sie noch nichts ahnen. Es ist der global operierende Kapitalmarkt, der ihren Visionen den Garaus zu machen droht. Wie eine Schar von panischen Hühnern treibt er die hilflosen Politiker der Union vor sich her. Daran haben auch weitere Abkürzungen nichts ändern können, zum Beispiel das CEBS in London, eine Art Bankenaufsicht, die seit Anfang 2011 durch die EBA ersetzt worden ist, von der Pariser ESMA und dem Frankfurter ESRB und der ebendort ansässigen EIOPA gar nicht zu reden.

      Die sogenannten Finanzdienstleister verdienen ihr Geld bekanntlich mit »Produkten«, die weitaus toxischer sind als die Emissionen, die bis vor wenigen Jahrzehnten aus den Schornsteinen der Ruhr, der Wallonie und der Saar kamen. Sie zu kontrollieren erweist sich als wesentlich schwieriger als die Idealgestalt von Gurken, Traktorensitzen und Kloschüsseln.

      Der Geister, die sie rief, kann die Union nicht mehr Herr werden. Instrumente, wie sie seit eh und je bei einer Insolvenz gebräuchlich waren, und zwar auch dann, wenn ein Staatsbankrott droht, wie bei den Schuldenkrisen nach dem Zweiten Weltkrieg: Moratorium, Umschuldung, Forderungsverzicht, können nicht einmal ernsthaft erwogen werden, weil sie die Märkte »beunruhigen« und den deutschen, britischen, französischen und belgischen Gläubigerbanken schaden könnten. Wer als »systemrelevant« gilt, braucht sich also keine Sorgen zu machen.

      Schuld an der Misere ist, wenn man den Politikern Glauben schenkt, ganz allein die Spekulation. Von dieser unerfreulichen Erscheinung sprechen sie wie von einem Spuk, der schwer zu erklären und noch schwerer zu verscheuchen ist. Dabei gehört sie zur Geschäftsgrundlage des Kapitalismus. Die Spekulanten testen den Markt auf seine Schwachstellen; sie reagieren auf die Zunahme der politisch verursachten Staatsverschuldung; sie schätzen die ökonomischen Ungleichgewichte ab, die aus der Fehlkonstruktion der Wirtschafts- und Währungsunion folgen; und sie analysieren die Fliehkräfte, die das erzeugt. Daß ihr Vorgehen das Euro-System bedroht, wissen sie. Aber wer, wie die besten Adressen der Finanzindustrie, dessen Dilemma zu nutzen weiß, kann mit hohen und risikolosen Gewinnen rechnen.

      Der Europäische Rat greift in seiner Not zu einer Losung, die auch die nationalen Regierungen zu schätzen wissen: »Zu dem, was wir beschließen, gibt es keine Alternative.« Die Kapitalmärkte haben sich das nicht zweimal sagen lassen. Sie machen sich über die Politik lustig, indem sie diesen Slogan mit einem Akronym parodieren. Es heißt TINA und bedeutet: There is no alternative. 

      Nicht umsonst ist alternativlos in Deutschland zum »Unwort des Jahres 2010« gewählt worden. Dieser Begriff beleidigt die menschliche Vernunft, denn er kommt einem Denkverbot gleich. Er ist kein Argument, sondern eine Kapitulationserklärung. Wenn die Feldherren die Waffen strecken, sind es, wie immer in solchen Fällen, nicht sie, die für die astronomisch hohen Tribute an die Sieger aufkommen, sondern die Mannschaften. Um noch einmal Benn zu zitieren: »Dann ein neues Revirement, und man geht auf seine Güter.« Dabei zahlen stets diejenigen, die an dem Debakel am wenigsten schuld sind. In welcher Form das geschieht, ist zweitrangig: Steuererhöhungen, Rentenkürzungen, Inflation, Währungsschnitt. Das Rezept ist nicht neu: Sozialisierung der Verluste, Privatisierung der Gewinne. Daß der politischen Enteignung die ökonomische folgt, entbehrt nicht der Logik.

    
    VIII  
Der Eintritt in ein postdemokratisches Zeitalter

      In einem bemerkenswerten Essay hat Robert Menasse, der Schriftsteller, von dem bereits die Rede war, eine Ehrenrettung der Brüsseler Institutionen versucht. Er hat sich monatelang Zeit gelassen, um in ihre Eingeweide einzudringen, und ist zu dem Schluß gekommen, daß es sich bei den Kabinetten der Kommissare, den Generaldirektionen, den Arbeitsgruppen und Ausschüssen um »einen aufgeklärten Beamtenapparat« handelt, »den man füglich als josephinische Bürokratie bezeichnen muß, die unbeirrt … Verordnungen und Richtlinien ausarbeitet«.

      Andere Beobachter bevorzugen andere Vergleiche. Statt auf die Zeit des aufgeklärten Absolutismus zu rekurrieren, sprechen sie von jakobinischen Traditionen oder, noch ungehaltener, von einer Nomenklatura nach sowjetischem Muster. 

      Auch Menasse nimmt freilich kein Blatt vor den Mund, wenn es um den politischen Preis der Brüsseler Konstruktion geht. Radikaler als seine Verteidigung ließe sich ein Angriff auf die Mechanismen der Union kaum formulieren. Er stellt fest, »daß die gegenwärtige Krise und der Umgang mit ihr an das letzte Tabu der, ihrem Selbstverständnis nach, aufgeklärten Demokratien rührt. Dieses Tabu ist die Demokratie selbst … Kann es sein, daß Demokratie, so wie wir sie nach 1945 mühsam und ungenügend gelernt haben und wie wir sie gewohnt sind, auf supranationaler Ebene gar nicht funktionieren kann – im Gegenteil: daß sie das Problem ist, dessen Lösung wir mit wachsender Hilflosigkeit von ihr erwarten? … Es ist ein Faktum, daß es zwar allesamt demokratische Staaten sind, die sich in der EU zusammengeschlossen haben, Faktum ist aber auch, daß sie dabei demokratische Standards, die in den Nationalstaaten erreicht waren, auf supranationaler Ebene verloren, wenn nicht sogar bewußt preisgegeben haben … Der Lissabon-Vertrag hat zwar einige Verbesserungen gegenüber dem Vertrag von Maastricht gebracht, aber die demokratiepolitischen Rückschritte und Defizite sind nicht nur nicht ganz ausgeräumt, sondern einige geradezu in Stein gemeißelt.

      Ein Beispiel: Man kann von entfalteter Demokratie nur sprechen, wenn Gewaltenteilung existiert … In der EU allerdings ist die Gewaltenteilung aufgehoben. Das Parlament ist zwar gewählt, hat aber kein Gesetzesinitiativrecht (oder jetzt, nach Lissabon, nur durch die Hintertür): Das Initiativrecht hat die Kommission … Die Kommission aber ist die Institution, in der die demokratische Legitimation am Ende ausgehebelt wird: hier arbeitet ein nicht gewählter und nicht abwählbarer Apparat, der die Gewaltentrennung aufgehoben hat … Demokratiepolitisch produziert diese Trias von Parlament, Rat und Kommission also ein schwarzes Loch, in dem das, was wir unter Demokratie verstanden, verschwindet.«

      Soweit Robert Menasses Analyse, der wenig hinzuzufügen ist. Die Schlüsse, die er daraus zieht, reichen weit über die Einwände hinaus, die im allgemeinen Krisenpalaver laut werden. »Das ist der Punkt«, sagt er, »an dem man vielleicht bereit sein müßte zuzugeben, daß es heute ein Fortschritt, ein Befreiungsschritt ist, wenn über die Rahmenbedingungen unseres Lebens eben nicht mehr wesentlich durch Volkswahlen abgestimmt wird … Und erst hier, aus der Nähe die Konstruktion und Arbeitsweisen der EU beobachtend, kam mir der Gedanke, daß die klassische Demokratie, ein Modell, das im 19. Jahrhundert zur vernünftigen Organisation von Nationalstaaten entwickelt wurde, nicht einfach auf eine supranationale Union umgelegt werden kann, ja, sie behindert.«

      Damit ist das Kernproblem der Union beim Namen genannt. Offiziell trägt es eine euphemistische Bezeichnung. Das sogenannte »demokratische Defizit« gilt als eine chronische und offenbar schwer zu behandelnde Mangelkrankheit, die zugleich beklagt und verharmlost wird. Dabei kann von einem medizinischen Rätsel keine Rede sein; es handelt sich vielmehr um eine durchaus beabsichtigte Grundsatzentscheidung. Als hätte es die Verfassungskämpfe des 19. und 2o. Jahrhunderts nie gegeben, haben sich Ministerrat und Kommission schon bei der Gründung der Europäischen Gemeinschaft darauf geeinigt, daß die Bevölkerung bei ihren Beschlüssen nichts mitzureden hat. Daß dieser Rückfall in vorkonstitutionelle Zustände durch kosmetische Korrekturen zu heilen wäre, glaubt inzwischen niemand mehr. Jenes Defizit ist also nichts weiter als ein vornehmer Ausdruck für die politische Entmündigung der Bürger.

      Damit befinden sich die Akteure in einer äußerst komfortablen Situation. Anders als in einem klassischen Rechtsstaat gibt es im Regime der Europäischen Union keine richtige Gewaltenteilung; wie Menasse richtig feststellt, hat die Kommission praktisch ein Monopol für die Gesetzesinitiative. Sie verhandelt und entwirft ihre Richtlinien hinter geschlossenen Türen. Daß die Lobbyisten, die in Brüssel tätig sind, mehr Einfluß auf die Entscheidungen der Kommission haben als alle Abgeordneten, kann man vermuten, aber nicht beweisen.

      Das Europa-Parlament kann nur in Übereinstimmung mit dem Europäischen Rat über das Budget entscheiden. Ein einziger Ratsvertreter kann die Haushaltsbeschlüsse des Parlaments blockieren. Die klassische Regel »No taxation without representation« ist damit außer Kraft gesetzt. Zum ersten Mal ist das Haus im Jahre 1979 direkt gewählt worden. Seitdem ist die Wahlbeteiligung kontinuierlich zurückgegangen; zuletzt lag sie bei 43 %. Die Rätselfrage, woran das wohl liegen mag, wird gelegentlich aufgeworfen. Sollten etwa die Verfahrensregeln daran schuld sein? Das Prinzip der degressiven Proportionalität? Die Sitzverteilung nach dem Sainte-Lagüe-, dem d’Hondt-, dem Hare-Niemeyer-Verfahren mit abgerundeter Hare-Quote oder ohne sie? Das Quotenverfahren mit Droop-Quote, oder ganz einfach das Präferenzwahlsystem?

      Es fällt schwer, das zu glauben. Näher liegt die Vermutung, daß kaum jemand die diversen Parteigruppierungen kennt, die in diesem Parlament sitzen. Sie verbergen sich, ganz im Brüsseler Stil, unter Akronymen wie AECR, ECPM, EDP, EFA, EGP, EL, ELDR, EUD, EVP oder SPE, die kaum ein Wähler entziffern kann. 

      Man hat nicht den Eindruck, daß die Wahlmüdigkeit der Unionsbürger die Verantwortlichen bekümmert. Ungerührt sehen sie dem Schwinden ihrer Legitimationsgrundlage zu. Die Vermutung ist nicht weit hergeholt, daß ihnen das sogar ins Konzept paßt; denn für jede machtbewußte Exekutive ist die Passivität der Bürger ein paradiesischer Zustand. Auch die beteiligten nationalen Regierungen haben daran wenig auszusetzen. Zu Hause behaupten sie achselzuckend, gegen die Brüsseler Beschlüsse hätten sie sich leider nicht durchsetzen können. Umgekehrt kann sich die Kommission darauf berufen, daß sie nur den Absichten der Mitgliedstaaten folgt. Auf diese Weise ist am Ende niemand mehr für die Ergebnisse haftbar zu machen.

      Was aus diesem Verfahren resultiert, ist zu dem sogenannten Acquis communautaire geronnen, einer monströsen Normensammlung, die kein Mensch je gelesen hat. Anno 2004 umfaßte sie bereits 85 000 Seiten; heute werden es weit über 150 000 sein. Bereits 2005 wog das Amtsblatt der Union insgesamt mehr als eine Tonne, soviel wie ein junges Nashorn. Die französische Fassung hat es unlängst auf 62 Millionen Worte gebracht. Der Acquis ist für alle Mitgliedsländer rechtsverbindlich. Man schätzt, daß über 80 % aller Gesetze nicht mehr von den Parlamenten, sondern von den Brüsseler Behörden beschlossen werden. Genau weiß das niemand. Strenggenommen handelt es sich dabei nicht, wie im klassischen Rechtsstaat, um Gesetze, sondern um Direktiven, Richtlinien und Vorschriften. Das entspricht durchaus dem autoritären Duktus, den die Brüsseler Behörden bevorzugen. 

      (Wer mit diesen Hinweisen nicht zufrieden ist und sich genauer über die juristische Seite der Europäischen Union kundig machen will, der sollte sich an EUR-Lex wenden, eine Datenbank, in der kostenlos und unverbindlich sämtliche Rechtsvorschriften der EU eingesehen werden können. Es handelt sich dabei um eine Sammlung von rund 1 400 000 Dokumenten. Wenn schon von den Unkosten dieses Regelwerks die Rede sein soll, so fallen dabei die Bezüge und Pensionen, über die sich die Medien gern erregen, am allerwenigsten ins Gewicht. Denn was das betrifft, hat schon vor geraumer Zeit ein damaliger Kommissar namens Verheugen die Katze aus dem Sack gelassen. Er räumte ein, daß die Vorschriften der EU für die europäische Wirtschaft mit 600 Milliarden Euro jährlich zu Buche schlagen. Das kommt dem gesamten Bruttoinlandsprodukt der Niederlande gleich.)

      Allerdings haben sich die Gründer der Union einst dazu hinreißen lassen, in ihren Verträgen einen Grundsatz festzuschreiben, der so vernünftig ist, daß er jedem Kind einleuchtet: »Die Ziele der Union werden unter Beachtung des Subsidiaritätsprinzips verwirklicht«, heißt es dort. Dieses Fremdwort bezeichnet eine Grundregel, die an Schlichtheit schwer zu überbieten ist: Was in einer Gemeinde entschieden werden kann, soll Sache der Gemeinde bleiben; womit die Region allein fertig wird, das fällt in ihre Zuständigkeit; und was der Nationalstaat regeln kann, muß ihm überlassen bleiben: »Die EU darf nur dann aktiv werden, wenn ein Problem sachgerecht nicht auf nationaler, sondern nur auf europäischer Ebene gelöst werden kann«, sagt Roman Herzog, ein Staatsrechtler und ehemaliger Bundespräsident. »Eigentlich sollte dies eine Selbstverständlichkeit sein«, doch »im Bewußtsein der Brüsseler Politiker, Beamten und Verbandsvertreter spielt es kaum eine Rolle.«

      Wie so oft in der Politik hat dieses Prinzip kaum eine Chance, verwirklicht zu werden, und zwar gerade weil es so vernünftig ist. Ernst gemeint war es ohnehin nie. Das Fremdwort ist ein Fremdwort geblieben, auch wenn es wie ein Mantra ständig wiederholt wird. Da es aber nun einmal in den Verträgen steht, könnte es ja sein, daß sich mancher Unionsbürger fragt, wie es mit dem dritten Element der klassischen Gewaltenteilung bestellt ist, nämlich der Judikative, deren Aufgabe es ist, die Einhaltung der Verträge zu überwachen.

      Aber auch hier hält Roman Herzog wenig Trost bereit. »Es kracht gewaltig im Gebälk der europäischen Rechtsprechung. Ursache ist der Europäische Gerichtshof, der, mit immer erstaunlicheren Begründungen den Mitgliedstaaten ureigene Kompetenzen entzieht und in ihre Rechtsordnungen eingreift. Inzwischen hat er einen Großteil des Vertrauens verspielt, das ihm einst entgegengebracht wurde.« Das höchste Gericht der Union habe, ebenso wie das Europäische Parlament, ein Eigeninteresse an einer stetigen Ausweitung seiner Kompetenzen. Daß mit dieser Praxis auch die Verfassungen der Mitgliedstaaten auf rüde Weise beschädigt werden, läßt den EuGH kalt. Er glaubt offenbar, er könne den unveränderlichen Kern des deutschen Grundgesetzes außer Kraft setzen. Dem hat unlängst das deutsche Verfassungsgericht einen Riegel vorgeschoben. Seitdem betrachtet die europäische Nomenklatura Karlsruhe als lästigen Querulanten. 

      Nicht nur nach innen zeigt sich, daß die europäischen Institutionen an einem Größenwahn leiden, der keine Grenzen kennt. Ihr ungebremster Erweiterungsdrang ist notorisch. Länder die allen Beitrittskriterien hohnsprechen, wurden umstandslos und regelwidrig eingemeindet. Nach wie vor streben unsere kleinen Geopolitiker danach, ihr Europa immer weiter auszudehnen. Warum nicht bis in den Kaukasus und bis in den Maghreb vordringen? Es wäre doch so schön, Weltmacht zu sein! Daß die Europäer von solchen Plänen wenig begeistert sind, darauf kann man keine Rücksicht nehmen. 

      Ihren Widerstand kann man sich in Brüssel nur dadurch erklären, daß man es mit einer ignoranten, aber rebellischen Bevölkerung zu tun hat, die nicht weiß, was zu ihrem Besten ist. Deshalb tut man gut daran, sie gar nicht erst zu befragen. Der bloße Gedanke an ein Referendum löst bei der Eurokratie sofort Panik aus. Die Spuren von insgesamt neun gescheiterten Volksbefragungen schrecken alle Verantwortlichen. Immer wieder haben die Norweger, die Dänen, die Schweden, die Niederländer, die Iren und die Franzosen nein gesagt. Wenn es nach den Managern der Union geht, darf so etwas nie wieder vorkommen. Störend wirkt sich auch aus, daß den Völkern, die die europäische Demokratie erfunden haben, wie den Briten und den Schweizern, der Abschied von dieser Regierungsform offenbar schwerfällt. 

      Deshalb haben sich die Wortführer in Brüssel, Straßburg und Luxemburg eine Strategie ausgedacht, die sie gegen jede Kritik immunisieren soll. Wer ihren Plänen widerspricht, wird als Antieuropäer denunziert. Dieses Kidnapping der Begriffe erinnert von ferne an die Rhetorik des Senators Joseph McCarthy und des Politbüros der KPdSU. Was diesen nicht paßte, pflegten sie zu verleumden. Die einen sprachen von »un-American activities«, die andern von »antisowjetischen Umtrieben«. Ein deutscher Politiker, der seinen Gegnern mit dem Argument beikommen möchte, sie verhielten sich »undeutsch«, würde sich unmöglich machen. Dagegen kann es sich ein luxemburgischer Premierminister offenbar erlauben, der Kanzlerin eines Nachbarlandes ihre »uneuropäische Art« vorzuwerfen, wenn ihm ihre Entscheidungen mißfallen; und noch vor nicht allzulanger Zeit hat José Manuel Barroso, der Präsident der Kommission, behauptet, Mitgliedsländer, die sich seinen Plänen widersetzten, handelten »nicht in einem europäischen Geist«. (Er wollte eine neue EU-Steuer erzwingen und bei den Verhandlungen über den EU-Haushalt durch die Hintertür in das Budgetrecht der nationalen Parlamente eingreifen.) Daß der Geist, von dem hier die Rede geht, ausgerechnet auf das Haupt eines nicht gewählten Statthalters gekommen sein sollte, fällt schwer zu glauben. Es ist es eine ziemlich abstruse Vorstellung, daß das Personal der Union darüber zu entscheiden hätte, wer ein guter Europäer ist und wer nicht. 

      Immerhin kann sich die Europäische Union aber einer Herrschaftsform rühmen, für die es kein historisches Vorbild gibt. Ihre Originalität besteht darin, daß sie gewaltlos vorgeht. Sie bewegt sich auf leisen Sohlen. Sie gibt sich erbarmungslos menschenfreundlich. Sie will nur unser Bestes. Wie ein gütiger Vormund ist sie besorgt um unsere Gesundheit, unsere Umgangsformen und unsere Moral. Auf keinen Fall rechnet sie damit, daß wir selber wissen, was gut für uns ist; dazu sind wir in ihren Augen viel zu hilflos und zu unmündig. Deshalb müssen wir gründlich betreut und umerzogen werden.

      Wir rauchen, wir essen zuviel Fett und Zucker, wir hängen Kruzifixe in Schulzimmern auf, wir hamstern illegale Glühbirnen, wir trocknen unsere Wäsche im Freien, wo sie nicht hingehört. Wo kämen wir hin, wenn wir selbst entscheiden könnten, wem wir unsere Wohnung vermieten wollen! Kann es angehen, daß es Abweichler gibt, die ihre Betriebsrenten auszahlen, wie es ihnen beliebt, und daß jemand in Madrid oder Helsinki ein Tempolimit einführen will, das der Euronorm widerspricht? Müssen nicht überall, ganz ohne Rücksicht auf Klima und Erfahrung, überall genau dieselben Baustoffe verwendet werden? Kann es jedem Land überlassen bleiben, wie es in seinen Universitäten und Schulen zugeht? Wer sonst als die Kommission soll darüber befinden, wie der europäische Zahnersatz oder die europäische Kloschüssel auszusehen haben? Wäre nicht ein heilloses Durcheinander zu befürchten, wenn über solche Fragen in Stockholm oder London statt in Brüssel entschieden würde? Wo kämen wir hin, wenn sich am Ende irgendein Magistrat darüber Gedanken machte, nach welchen Vorgaben in seiner Gemeinde Busse und U-Bahnen fahren? Solche Extratouren dürfen auf keinen Fall geduldet werden. Die Europäische Union weiß alles besser als wir. 

      Damit ist sie zwar der bisher kühnste, aber durchaus nicht der einzige Versuch, eine so ureuropäische Erfindung wie die Demokratie hinter sich zu lassen; denn mit ihrem Hang zu Bevormundung und Kontrolle steht sie ja durchaus nicht allein da. Es wäre unfair zu verschweigen, wie weit andere Gesellschaften auf diesem Weg vorangeschritten sind. 

      In Großbritannien hat die telematische Überwachung der Bürger eine Perfektion erreicht, von der im vergangenen Jahrhundert KGB und Staatssicherheit nur träumen konnten. Die Evangelisten der Cybersphäre haben gegen die Ausspähung der Bürger durch die Kommunikationskonzerne nichts einzuwenden; sie propagieren ganz offen die Abschaffung der Privatsphäre. Am Applaus aller Sicherheitsdienste und Polizisten wird es ihnen nicht fehlen. Auch the land of the free hat sich schon durch manche postdemokratische Pionierleistung hervorgetan. Das sogenannte executive privilege erlaubt es dem Präsidenten der USA, Kriege vom Zaum zu brechen, Konzentrationslager wie Guantanamo einzurichten, Foltermethoden zu legitimieren, Entführungen und gezielte Tötungen anzuordnen, weil er im Namen der nationalen Sicherheit keine parlamentarischen oder gerichtlichen Untersuchungen fürchten muß. Wieder andere blicken neidisch auf den ökonomischen Erfolg Chinas, der sich angeblich dem Umstand verdankt, daß seinen unmündigen Milliarden nichts anderes übrigbleibt, als den weisen Beschlüssen der herrschenden Partei zu folgen.

      Von solchen Modellen ist die aufgeklärte EU weit entfernt. Sie herrscht, ganz im Gegenteil, nicht durch Befehl, sondern durch Verfahren. Zum Glück verfügt sie weder über eine Armee noch über eine eigene Polizei; soweit wir wissen, unterhält sie bisher nicht einmal einen Geheimdienst, der CIA, BND und FSB das Wasser reichen könnte. Schon deshalb verbietet sich der Vergleich mit autoritären Regimes, wie sie in der arabischen Welt, auf Kuba, in Myanmar oder anderswo üblich sind. Die Union sieht ihre Aufgabe nicht darin, ihre Bürger zu unterdrücken, sondern darin, alle Lebensverhältnisse auf dem Kontinent möglichst lautlos zu homogenisieren. Hier wird nicht an einem neuen Völkergefängnis gebaut, sondern an einer Besserungsanstalt, der die gütige, aber strenge Aufsicht über ihre Schutzbefohlenen obliegt. Im Idealfall soll das Leben ihrer Zöglinge von einer paragraphenreichen Hausordnung, die von der Festlegung des Wohngeldes bis zum gesunden Speiseplan reicht, zentral geregelt und normiert werden. Allerdings ist die Umerziehung von fünfhundert Millionen Menschen eine herkulische Aufgabe, an der schon ganz andere Regimes sich verhoben haben. Man darf bezweifeln, daß unsere Vormünder ihr gewachsen sind.

      Mit der weichen Form der Herrschaft, die sie ausübt, hat die Union tatsächlich Neuland betreten. Sie ist, im doppelten Sinn des Wortes, eine Chimäre: ein utopisches Projekt und zugleich ein Mischwesen, das seine menschenfreundlichen Absichten, die es mit List und Geduld verfolgt, mit unbedingter Autorität und erzieherischem Druck durchsetzen möchte.

      In einem klassischen Text der politischen Theorie, der vor über 350 Jahren erschienen ist, hat Étienne de La Boétie, ein Freund Montaignes, sich gefragt, wie es möglich ist, daß Menschen sich mit ihrer eigenen Entmündigung abfinden. »Die Völker«, behauptet er, »sind es selbst, die sich quälen lassen, oder vielmehr, die sich selber quälen, denn würden sie Schluß machen mit dem Dienen, so wären sie frei davon. Das Volk gibt seine Unabhängigkeit und beugt sich unter das Joch, es willigt in sein Elend ein und jagt ihm vielmehr nach. Wenn es das Volk etwas kostete, seine Freiheit wiederzuerringen, so würde ich es nicht bedrängen, obwohl es nichts Köstlicheres für den Menschen gibt, als sich wieder in den Stand seiner natürlichen Rechte zu setzen.«

      Er hat dabei allerdings nicht die gewaltlose Vormundschaft einer aufgeklärten Bürokratie im Sinn, sondern die unverhüllte Herrschaft der Diktatoren. »Je mehr man ihnen gibt und dient, um so stärker befestigen sie ihre Stellung und werden mächtiger und dreister; gib man ihnen aber nichts und verweigert den Gehorsam, so braucht es weder Kampf noch Schlag, und sie stehen bloß und kraftlos da und sind nichts mehr.«

      Das Pathos dieses genialen Achtzehnjährigen aus der Renaissance ist uns fremd geworden, ebenso wie die Verhältnisse, auf die der Autor sich bezieht. Schließlich haben wir es bei unseren Vormündern nicht mit Bösewichtern, sondern mit Menschenfreunden zu tun. Doch war es La Boétie, der als erster erkannt hat, daß die erste Ursache der »freiwilligen Knechtschaft« die Gewohnheit ist, und das gilt unter den Bedingungen der postdemokratischen Politik vielleicht sogar in höherem Maß als in der Vergangenheit; denn sie unterwirft uns der unerträglichen Leichtigkeit einer Aufsicht, die in alle Ritzen unseres Daseins eindringt.

      Dazu hat eine Philosophin des zwanzigstens Jahrhunderts, die hellsichtige Hannah Arendt, anno 1975 bereits das Nötige gesagt. Sie sprach damals in Kopenhagen vom »Druck einer sich abzeichnenden Veränderung aller Staatsformen, die sich zu Bürokratien entwickeln, das heißt, zu einer Herrschaft weder von Gesetzen noch von Menschen, sondern von anonymen Büros oder Computern, deren völlig entpersönlichte Übermacht für die Freiheit und für jenes Minimum an Zivilität, ohne das ein gemeinschaftliches Leben nicht vorstellbar ist, bedrohlicher sein mag als die empörendste Willkür von Tyranneien in der Vergangenheit.«

      Wenig spricht bisher dafür, daß die Europäer dazu neigen, sich gegen ihre politische Enteignung zur Wehr zu setzen. Zwar fehlt es nicht an Äußerungen des Unmuts, an stiller oder offener Sabotage, aber insgesamt führt das berühmte demokratische Defizit bisher nicht zum Aufstand, sondern eher zu Teilnahmslosigkeit und Zynismus, zur Verachtung der politischen Klasse oder zur kollektiven Depression.

      Schlechte Aussichten also, aber, wie der Ingenieur im Untergang der Titanic sagt:

       

      Salzwasser in der Tennishalle! Ja, das ist ärgerlich,

      aber nasse Füße sind noch lang nicht das Ende der Welt.

      Die Leute freuen sich immer zu früh auf den Untergang,

      wie Selbstmörder, die ein Alibi suchen, und dabei

      verlieren sie dann die Übersicht und die Nerven. 

       

      Europa hat schon ganz andere Versuche überstanden, den Kontinent zu uniformieren. Allen gemeinsam war die Hybris, und keinem von ihnen war ein dauerhafter Erfolg beschieden. Auch der gewaltlosen Version eines solchen Projekts kann man keine günstige Prognose stellen. Allen Imperien der Geschichte blühte nur eine begrenzte Halbwertzeit, bis sie an ihrer Überdehnung und an ihren inneren Widersprüchen gescheitert sind. 

    
    IX  
Eine Unterhaltung zwischen A, Monsieur de *** aus der Kommission, und B, dem Verfasser, in der Fattoria del Chianti an der Brüsseler Rue Archimède

      A: Wie ich höre, sind Sie unserer Arbeit nicht sehr wohlgesinnt.

      B: Ich danke Ihnen, daß Sie sich die Zeit genommen haben, mit mir zu reden. Ich weiß, daß Sie ein sehr beschäftigter Mann sind.

      A: Um so mehr freue ich mich über die Abwechslung, die ich mir von Ihnen verspreche. Sie sollten den Ossobuco probieren, den man hier serviert. Er ist vorzüglich. Übrigens habe ich mir sagen lassen, daß Sie die Union mit einer Chimäre vergleichen. Ich wüßte gern, wie Sie auf diese Idee kommen. Wenn ich nicht irre, war dies bei den Griechen ein feuerspeiendes Ungeheuer, dem zur Strafe für seine Verwüstungen Blei in den Rachen gegossen wird. So steht es wenigstens in der Ilias. Ich muß gestehen, daß ich Ihren Vergleich reichlich übertrieben finde.

      B: Sie urteilen wie ein Altphilologe. Das habe ich in den Korridoren von Berlaymont nicht erwartet.

      A: Als ich jung war, hat man diese Dinge noch in der Schule gelernt.

      B: Ich will eher darauf hinaus, daß die Chimäre ein Mischwesen ist: vorn ein Löwe, hinten eine Schlange und in der Mitte eine Ziege. Auch den Genetikern und den Medizinern ist dieser Begriff vertraut. Aber darauf kommt es mir nicht an. Ich habe mich lieber bei Ihren französischen Klassikern umgesehen, weil ich darauf gefaßt war, daß Ihnen mein Vergleich nicht einleuchtet. Brillantes chimères, heißt es bei Corneille, tendres chimères bei Rousseau. Damit sind allerlei schöne Phantasiegebilde gemeint. Auch im Deutschen muß das Wort durchaus kein Monstrum bedeuten, sondern kann eher einen Traum oder eine Vision meinen, allerdings, das gebe ich zu, bezeichnet es auch etwas, was unausführbar und abenteuerlich ist, ein Trugbild oder ein Hirngespinst. Das kommt der Sache schon näher. Und was den vulkanischen Zug der Chimaira angeht, so habe ich nie versäumt, das gewaltlose Vorgehen der EU zu betonen. Wenn es dort jemals feurig zuging, so muß das lange her sein. Die Krater, die hier in der Nachbarschaft zu besichtigen sind, sind kühl und feucht. Es sind bloß Baugruben für neue Bürogebäude.

      A: Ein Zeichen dafür, daß wir noch am Anfang stehen. Die Union ist sehr jung. Sechzig Jahre sind, historisch gesehen, nur ein Intermezzo; und das, was Sie, oft ganz zu Recht, beklagen, sind die Irrungen und Wirrungen ihrer Adoleszenz, wenn nicht gar ihrer Pubertät.

      B: Oder Anzeichen von Arterienverkalkung.

      A: Sie tun uns Unrecht. Immer reden Sie von Brüssel. Kann es sein, daß Sie unter einem gewissen antiinstitutionellen Affekt leiden? 

      B: Das ist möglich. Aber an einer Therapie, um dieses Gefühl loszuwerden, liegt mir offen gestanden wenig.

      A: Nur – warum reiten Sie dann ausgerechnet auf der Europäischen Union herum? Warum vermeiden Sie es, von Rom, Budapest oder Dublin zu sprechen? Diese nationalen Regierungen sind doch um kein Haar besser! Ihre Bürokratien lassen nichts zu wünschen übrig. An Borniertheit und an unverständlichen Worthülsen fehlt es weder hier noch dort. Ich will gar nicht von den Intrigen und von der Korruption reden, denen ich täglich begegne. Die Lobbyisten sind, wenn Sie mir ein offenes Wort gestatten, überall wie die Schmeißfliegen, auch in Ihrem Land. Schauen Sie sich doch einmal Ihr Steuersystem genauer an, Ihre besinnungslosen Gesundheits- und Schulreformen. Alles, was Sie uns vorwerfen, werden Sie wiederfinden, wenn Sie in die siebenundzwanzig verschiedenen nationalen Spiegel blicken, die dieser Kontinent bereithält.

      B: Immerhin haben wir die Leute, die uns regieren, selbst gewählt, und solange wir an unseren Verfassungen festhalten, können wir sie auch wieder loswerden. Das ist hier, wo Sie tätig sind, nicht der Fall.

      A: Ich verstehe, worauf Sie hinauswollen. Auf unser ewiges Defizit. Ja, es ist schade um die Demokratie. Aber der Österreicher, den Sie so gerne zitieren …

      B: Er heißt Menasse.

      A: Er hat nur den Mut, auszusprechen, was der Fall ist. Sie dagegen hüten sich, es einzugestehen. Lieber verschanzen Sie sich hinter allen möglichen intellektuellen Autoritäten, von Lao Brétie bis Hannah Arendt. Dabei hat Jean Monnet, einer unserer Gründer, von dem Sie ein sehr sympathisches Porträt gezeichnet haben, das Verwelken der klassischen Demokratie schon sehr früh kommen sehen …

      B: Er hat es befördert …

      A: Er hat ausgeplaudert, was alle ahnten, wenn auch, vorsichtig wie er war, nur im kleinen Kreis. Damit hat er sich wenig Freunde gemacht. 

      B: Mit mir können Sie nicht rechnen, wenn es um das Gedeihen Ihrer Chimäre geht. Ich bin alt genug, um die Diktatur erlebt zu haben. Und ich bin weit entfernt davon, der einzige zu sein. Mir fällt, wenn es um die Demokratie geht, immer ein alter Spruch ein: »Wer sich nicht wehrt, lebt verkehrt.«

      A: Eine schöne Maxime. Aber Sie werden mir zugeben, daß sich die Unruhe bislang sehr in Grenzen hält. Auch in mein Büro dringt ein gewisses Grummeln, aber davon stürzt die Union nicht ein.

      B: »Hoffentlich wird es nicht so schlimm, wie es jetzt schon ist«, sagt Karl Valentin, ein Münchener Weiser aus dem Panoptikum. Es knistert im Gebälk der Union. 

      A: Ich bin der letzte, der das bestreiten wollte. Aber ist das ein Grund, den Untergang des Abendlandes an die Wand zu malen? Das sollte man lieber den Journalisten und den Spekulanten überlassen. Sie tun es gerne, die einen, um die Auflage, die anderen, um ihre Kursgewinne in die Höhe zu treiben.

      B: Einverstanden. Die Apokalypse hat ihre Propheten schon immer enttäuscht.

      A: Und was folgt aus all dem, was Sie, zu Recht oder zu Unrecht, behaupten?

      B: Auf meine Vorschläge sind Sie ganz gewiß nicht angewiesen. Sie verfügen über eine Schar von Experten und Beratern; ich zähle mich weder zu den einen noch zu den anderen.

      A: Was glauben Sie wohl, warum ich mich darauf gefreut habe, Sie kennenzulernen? Ich bin es gewohnt, meine Besucher auszubeuten, indem ich ihren Rat einhole. Also tun Sie mir bitte den Gefallen und rücken Sie heraus mit Ihren Überlegungen! Was schlagen Sie vor? 

      B: Sie treiben mich in die Enge. Aber bitte. Ich werde auf Ihre Frage mit ein paar Gegenfragen antworten. Erstens: Warum kennen die Fürsprecher der Union nur eine Richtung? Weiter so! Augen zu und durch! Ist fortwährendes Wachstum ein Naturgesetz? Ist alles, was geschehen ist, irreversibel? 

      A: Das heißt?

      B: Clausewitz, der klügste der Strategen, rühmt den Rückzug als die schwierigste aller Operationen. Wer sich in eine Sackgasse verrennt und nicht umkehren kann, fordert der nicht seine eigene Niederlage heraus? 

      A: Sie denken also an eine Roßkur?

      B: Sagen wir lieber: an eine Diät. Ihre Gesundheitskommissare werfen den Europäern vor, daß sie immer fetter werden; dagegen müsse man entschieden vorgehen. Wie wäre es, wenn die Union sich ein solches Rezept selbst verschriebe? Auch Institutionen neigen zur Adipositas. Ihr Leibesumfang nimmt zu, wenn man nichts dagegen tut. Eine Schrumpfkur schiene mir angebracht. Wie Sie wissen, ist das eine heroische Aufgabe. Überflüssige Pfunde loszuwerden, fällt niemandem leicht. Der Apparat! Das Dienstrecht! Die Planstellen! Die Ausdehnung als Selbstzweck ist eine Gefahr für Ihr eigenes Projekt. 

      A: Worauf wollen Sie hinaus? Soll sich die Union nach und nach selbst abwickeln?

      B: Merken Sie nicht, wie bescheiden ich der Chimäre begegne, wie wenig ich mir von radikalen Lösungen verspreche? Ich komme mir geradezu schüchtern vor, wenn ich auf die Thesen zurückkomme, die andere schon vor Jahrzehnten vorgebracht haben. »Das Europa der verschiedenen Geschwindigkeiten«, die »variable Geometrie«, die »abgestufte Integration«, das »Europa à la carte«. 

      A: Sie wissen aber so gut wie ich, daß es bei bloßen Worten nicht geblieben ist. Denken Sie an das Schengener Abkommen und an die Währungsunion. Das alles sind Abmachungen, die auf solche Modelle zurückgehen. 

      B: Die Hardliner haben sich nur zähneknirschend damit abgefunden. Sie bilden sich ein, aus einer Sackgasse käme man heraus, indem man mit dem Kopf gegen die Wand anrennt. Dabei kann man sich nur einen blutigen Kopf holen.

      A: Ich finde, daß Sie zu laut Alarm schlagen. 

      B: Wenn Sie sich in Europa umhören, werden Sie bemerken, daß es höchste Zeit ist, etwas gegen die drohende Sklerose zu unternehmen.

      A: Ihren Pessimismus in Ehren …

      B: Davon kann gar keine Rede sein. Im Gegenteil! Im Grunde halte ich mich ganz einfach an das reale Europa, von dem die Union sich immer weiter entfernt, und da sehe ich keinen Grund, schwarzzusehen.

      A: Das reale Europa? Was meinen Sie damit? Ich weiß beim besten Willen nicht, was das heißen soll. 

      B: Haben wir uns nicht, wenn auch ungern, an eine andere Unterscheidung gewöhnen müssen – die zwischen der Realwirtschaft und ihrem chimärischen Gegenpart, der Ökonomie der Finanzmärkte? So ähnlich geht es auch in der europäischen Politik zu. Auf der einen Seite die Lebenswelt der Unionsbürger, auf der anderen, weitgehend isoliert davon, das Biotop der Institutionen. Ist es so schwer, eins vom andern zu unterscheiden?

      A: Geht es noch ein wenig konkreter? 

      B: Gerne. Was ich nun aus meiner Tasche ziehe, ist ein kleines schwarzes Buch. Ein Kalender, eine Agenda, ein Adressenverzeichnis. An einem solch unscheinbaren Gegenstand, wie er sich in jedem Haus findet, läßt sich der wahre Stand der europäischen Integration ablesen. Viele brauchen ein solches Büchlein nicht mehr. Die Telephone sind zu Alleskönnern geworden, die es ersetzen. Der eine weiß jedenfalls, wie er den polnischen Stukkateur erreicht, wenn sich Risse im Wohnzimmer zeigen; der andere versteckt die Nummer seiner heimlichen Geliebten, die Alice Zimermans heißt und in Amsterdam zu Hause ist, lieber unter dem unverfänglichen Buchstaben A; der dritte kennt den Portier eines kleinen Hotels in Odense. Es wimmelt in diesen Notizbüchern, über ganz Europa verstreut, von geschiedenen Ehemännern, Sommerhäusern, Geschäftspartnern, Enkeln, Kontonummern, Lehrern und Schülern, Websites, Münzsammlern, Winzern, Putzfrauen, Automechanikern, Zahnärzten und Schwarzarbeitern …

      A: Hören Sie auf! Ich verstehe, was Sie meinen. Aber Sie vergessen, daß es ohne die Europäische Union nie so weit gekommen wäre.

      B: Sie hat diesen Prozeß beschleunigt und erleichtert. Das ist wahr. Aber wir haben uns, was die Integration Europas betrifft, längst von den Behörden unabhängig gemacht. Heute verbinden uns die zivilen Netze stärker als alle Abkommen, die Sie hier in Brüssel aushandeln. Millionen von Fäden schaffen Interdependenzen, die sich Ihrer Kontrolle entziehen und die Sie weder knüpfen noch zerreißen können.

      A: Das hat auch niemand vor.

      B: Die Institutionen, die Europa über einen Kamm scheren und unsere Lebenswelt kolonisieren wollen, hindern uns mehr, als sie uns nützen. Sie sind darauf erpicht, uns zu normieren. Einheit ist gut, aber Vielfalt ist besser. Bitte, lassen Sie uns mit Ihren überflüssigen Direktiven in Ruhe.

      A: Sie sprechen von sich selbst.

      B: Das glaube ich kaum. Wenn ich noch einen weiteren meiner Eideshelfer zitieren darf …

      A: Nur zu!

      B: Odo Marquard, ein ungewöhnlich vernünftiger deutscher Philosoph, hat gesagt, daß schon manche die Welt verändert hätten, es käme aber darauf an, sie zu verschonen.

      A: Nicht gerade ein orthodox marxistischer Standpunkt.

      B: Meinetwegen. Sie haben viel Geduld mit meinen Tiraden an den Tag gelegt. 

      A: Geduld gehört zu meinem Beruf.

      B: Wenigstens auf eine unbestreitbare Wahrheit können wir uns vielleicht einigen.

      A: Lassen Sie hören.

      B: Zwar liegt Brüssel in Europa, aber Europa liegt nicht in Brüssel.

      A: Wem sagen Sie das? Nächste Woche fahre ich endlich wieder nach Hause, in das Nest, wo ich aufgewachsen bin. Dort finde ich das reale Europa, auf das Sie sich berufen. Die Leute dort sind allesamt Dickköpfe.

      B: Und Sie?

      A: Ich bin genau wie die andern. Wie fanden Sie den Ossobuco?

      B: Danke, Monsieur. Er war vortrefflich.
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